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Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Die stellv. Vorsitzende eröffnet die 26. Sitzung 
des Unterausschusses Bürgerschaftliches 
Engagement und begrüßt alle 
Ausschussmitglieder, die die per Webex 
zugeschaltet sind, die Sachverständigen, die sie 
gleich noch einmal namentlich begrüßen werde 
sowie den Parlamentarischen Staatssekretär 
Stefan Zierke (BMFSFJ), der auch an der 
Videokonferenz teilnehme. Mit ihr im 
Sitzungssaal befinde sich Abg. Pahlmann, alle 
anderen Abgeordneten seien per Videokonferenz 
dabei.  

Anschließend gratuliert sie Abg. Dr. Karamba 
Diaby (SPD) und Abg. Ingrid Pahlmann 
(CDU/CSU) nachträglich herzlich zum Geburtstag.  

Danach stellt sie Khuloud Kharrat als neue 
Mitarbeiterin des Sekretariats vor und heißt sie im 
Namen der Ausschussmitglieder herzlich 
Willkommen. 

Sie weist sodann darauf hin, dass die Sitzung per 
Livestream und im Bundestags-TV übertragen 
wird. Sie heißt auch die Zuschauerinnen und 
Zuschauer/innen des Live-Streams herzlich zur 
Sitzung Willkommen.  

Die Sitzung werde zum Zwecke der Erstellung 
eines Protokolls aufgezeichnet, welches 
anschließend veröffentlicht wird. Deswegen bittet 
sie die Sachverständigen, für ihre Statements 
jeweils das Mikrophon einzuschalten. Die über 
Webex zugeschalteten Ausschussmitglieder und 
Sachverständigen weist sie darauf hin, das 
Mikrophon lediglich während der Wortbeiträge 
ein- und anschließend wieder auszuschalten, 
damit es keine störenden Nebengeräusche gebe.  

Für die Fragerunde der Fraktionen bittet sie die 
Teilnehmer/innen der Videokonferenz 
Wortmeldungen per virtuellem Handzeichen bzw. 
über den Chat anzuzeigen. 

Nachdem die stellv. Vorsitzende das 
Einverständnis der Fraktionen mit der 
Tagesordnung festgestellt hat, tritt sie in diese ein. 

 

Tagesordnungspunkt 1 

Fachgespräch zum Thema "Ehrenamtliches und 
bürgerschaftliches Engagement in Zeiten der 
Corona-Pandemie" 

Die stellv. Vorsitzende stellt die geladenen 
Sachverständigen eingangs noch einmal 
namentlich vor. Im Sitzungssaal anwesend seien:  

Prof. Dr. Winfried Hardinghaus, Vorsitzender 
Deutscher Hospiz- und Palliativ Verband e. V.  

Peter Johannsen, Geschäftsführer der Hospiz 
Nordheide gGmbH und  

Dr. Rupert Graf Strachwitz, Maecenata Stiftung,  

Per WebEx zugeschaltet seien:  

Markus Hofmann, Familienbegleiter, Ambulanter 
Kinder und Jugendhospizdienst (KiHo) des 
Arbeiter-Samariter-Bunds(ASB) und  

Dr. Holger Krimmer, Geschäftsführer der 
Zivilgesellschaft in Zahlen (ZiviZ) gGmbH.  

Wie gewohnt folgten nun die Eingangsstatements 
der Sachverständigen von jeweils ca. 5 Minuten 
Länge. Sie lasse die Uhr nebenbei laufen und 
werde dann signalisieren, dass man auf das Ende 
der fünf Minuten zukomme. Für die Anhörung 
seien zwei Stunden angesetzt, sodass sie davon 
ausgehe, dass man rein theoretisch zwei 
Fragerunden absolvieren könne. Sie bittet die 
Ausschussmitglieder in der ersten Fragerunde 
kurze präzise Fragen zu stellen, damit 
anschließend ausreichend Zeit für die zweite 
Runde bleibe.  

Sie bittet Prof. Dr. Winfried Hardinghaus, mit 
seinem Eingangsstatement zu beginnen.  

Prof. Dr. Winfried Hardinghaus (Deutscher 
Hospiz und Palliativ Verband e. V.) dankt für die 
freundliche Begrüßung und beginnt seine 
Ausführungen.  

Ehrenamtliche in der Hospizarbeit stünden für 
Solidarität mit Menschen in einer existenziellen 
Krise und die Bereitschaft, einen Beitrag zu einem 
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würdevollen Lebensende und Sterben zu leisten. 
Das habe sich trotz der widrigen Umstände auch 
in Zeiten der Corona-Pandemie gezeigt. In der 
ersten Corona-Welle sei die hospizliche 
Begleitung in der Häuslichkeit, in 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen 
aufgrund der Kontaktbeschränkungen über 
Monate nicht oder nur in sehr begrenzten Maße 
möglich gewesen. Das stehe natürlich im starken 
Widerspruch zur Grundüberzeugung der 
Hospizbewegung, dass nämlich niemand alleine 
sterben müsse, sondern begleitet von 
Mitmenschen und unter Einbezug der 
körperlichen, sozialen, psychischen und 
spirituellen Bedürfnisse am Lebensende. Die 
Ursachen hierfür: Vielerorts habe es zu Beginn der 
Pandemie an Schutzkleidung sowie an 
Hygienekonzepten gefehlt. Zudem gehörten ihre 
Ehrenamtlichen häufig selbst zur höheren 
Altersgruppe und somit zur Risikogruppe und 
seien auch häufig selbst infiziert. Trotzdem seien 
zahlreiche Hospizdienste und die dort tätigen 
Ehrenamtlichen den Herausforderungen mit viel 
Kreativität begegnet, etwa indem sie Besorgungen 
übernommen und am Telefon vorgelesen oder 
über Briefe, Postkarten, Fotos oder kleine 
Videoclips Kontakt gehalten hätten. Erfahrungen, 
die jetzt in der neuerlichen Pandemie nützlich 
sein könnten. All das aber könne der totalen 
Vereinsamung und Isolation von Menschen am 
Lebensende zwar entgegenwirken, aber es könne, 
was notwendige Nähe und Emotionalität angehe, 
den direkten Kontakt nicht ersetzten. Das gelte in 
der Häuslichkeit der Betroffenen, aber auch in 
Pflegeheimen, wo die Begleitkultur auch durch 
die Einbeziehung der Angehörigen geprägt sei und 
nun häufig nicht stattfinden könne.  

In der aktuellen Situation könne man sagen, gehe 
es etwas besser als im Frühjahr. Es gebe 
Hygienekonzepte und Schutzkleidung und es 
habe sich eine gewisse Routine im Umgang mit 
der Bedingungen eingestellt. Nach seinem 
Eindruck und einer aktuellen Nachfrage sei es so, 
dass Ehrenamtliche wohl in der zweiten 
Lockdown-Phase bisher weniger betroffen seien, 
als in der ersten. Das heiße aber nicht, dass die gar 
nicht betroffen wären. In Pflegeheimen 
beispielsweise, wo immerhin ein Viertel der 
Bevölkerung versterbe, werde versucht, im 
Rahmen des Pandemiegeschehens Besuche zu 

ermöglichen. Das sei aber sehr unterschiedlich 
und es gebe doch eine gewisse Verunsicherung, 
weil das Spektrum vom generellen Ausschluss bis 
zu großer Offenheit noch groß sei und das gelte 
natürlich auch für die ehrenamtlich Beteiligten. In 
den meisten Krankenhäusern -er sei selbst als Arzt 
in Berlin in der Palliativmedizin tätig- hätten sich 
die Besuche eigentlich gesteigert. Man habe in der 
ersten Pandemie einen totalen Ausschluss gehabt 
und jetzt käme etwa die Hälfte der sonst auch 
Kommenden.  

Es sei zu begrüßen, dass die Kosten der 
ambulanten Hospizdienste für die Schnelltests 
von der Kassenärztlichen Vereinigung 
übernommen werden. Die Erstattung der 
sonstigen Kosten für die Schutzausrüstung 
(Masken, Desinfektionsmittel usw.) werde nach 
aktuellem Stand der Gespräche mit dem GKV-
Spitzenverband über die neue 
Ergänzungsvereinbarung geregelt. Allerdings 
gehörten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der 
ambulanten Hospizdienste -man werde ja gleich 
von dem Kollegen noch zu den Sparten etwas 
hören- nicht zur priorisierten Gruppe der 
demnächst zu impfenden Personen. Hier sollte, 
wenn möglich, nachgebessert werden.  

Die stellv. Vorsitzende dankt Prof. Dr. 
Hardinghaus für seine Ausführungen. Nun sei Dr. 
Holger Krimmer mit seinem Statement an der 
Reihe.  

Dr. Holger Krimmer (ZiviZ) dankt herzlich. Er 
habe ein paar Folien und drei Thesen mitgebracht 
(UA-Drs. 19/065, S. 2), die er gerne kurz mit den 
Ausschussmitgliedern diskutieren wolle.  

Zum einen, alle wüssten, dass die Corona-Krise 
für die Zivilgesellschaft auch eine finanzielle 
Notlage gewesen sei. Man glaube, dass es 
momentan Anzeichen dafür gebe, dass es eine 
Krise nach der Krise geben könnte, dass nicht alle 
Probleme damit gelöst seien, wenn man nächstes 
Jahr vielleicht wieder zu einem normalen 
Vereinsleben zurückfinden könne. Darauf wolle er 
gleich mit einer Folie aufmerksam machen.  

Zweitens, Nachhaltigkeit sichern. Alle wüssten, 
die Corona-Krise habe sehr viel mit 
Digitalisierung in den Vereinen, Stiftungen, 
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gemeinnützigen Organisationen zu tun. Ihre Sorge 
sei, vieles davon sei momentan ad hoc, sei nicht 
nachhaltig und es könne leicht ein Rollback 
stattfinden. Darauf wolle er gleich eingehen.  

Drittens, bedrohte Handlungsfähigkeit. Vereine, 
Stiftung, gemeinnützige Organisationen seien 
immer soziale Konstrukte mit hauptamtlichen 
und ehrenamtlichen Mitgliedern. Er glaube, diese 
Konstrukte seien momentan in Gefahr.  

Zu den drei Thesen im Einzelnen. Er wolle den 
Ausschussmitgliedern kurz sagen, auf welcher 
Grundlage man spreche (UA-Drs. 19/065, S. 3). 
Man habe bereits im April/Juni eine qualitative 
Studie mit 50 Führungskräften gemeinnütziger 
Organisation durchgeführt, die großen 
Engagementbereiche durchgehend. Im 
September/Oktober habe man eine Nachbefragung 
gemacht, 130/140 Führungskräfte interviewt und 
im November/Dezember ein Panel angeschlossen. 
Mittlerweile seien 700 Interviews realisiert. Es 
kämen wahrscheinlich noch ein paar mit hinzu. 
Man werde diese Befragung auch im Q1, Q2, Q3, 
2021 fortsetzen, sodass man wirklich ein 
Längsschnittvergleich habe. Gefördert werde die 
Studie momentan durch die Bundesländer 
Rheinland-Pfalz, Bayern, Berlin und die 
Ehrenamtsstiftung Mecklenburg-Vorpommern 
(UA-Drs. 19/065, S. 4). Nächstes Jahr kämen drei 
Bundesländer hinzu und die letzte Welle habe 
auch die Deutsche Stiftung für Engagement 
Ehrenamt (DSEE) möglich gemacht.  

Zu den drei Thesen. Krise nach der Krise (UA-Drs. 
19/065, S. 5). Was die Abgeordneten hier sähen, 
seien die sechs/sieben typischsten Einnahmearten 
der Zivilgesellschaft. Er bitte die 
Ausschussmitglieder, den Blick gleich ganz nach 
oben zu richten. Man sehe „Kursgebühren“, 
„Eintrittserlöse“, „Verkaufserlöse“ sprich 
selbsterwirtschaftete Mittel. Das sei der Bereich, 
der momentan am meisten in Mitleidenschaft 
gezogen sei. Wenn man ganz runter gehe und 
schaue „öffentliche Mittel“, „Mitgliedschaften“ da 
sehe man es an den roten Balken, man habe viel 
kleinere Balken. Es gebe ein Viertel, die auch hier 
sagten, es gehe zurück. Aber bei den 
selbsterwirtschafteten Mitteln seien es 90 Prozent. 
Das führe zu einer gewissen Asymmetrie 
derjenigen, die momentan betroffen seien. Da das 

das Hauptproblem sei (UA-Drs. 19/065, S. 6), 
seien Betroffene vor allem Bildungseinrichtungen 
soziokulturelle Zentren, freie Bühnen. Insgesamt 
sei der ganze Kulturbereich eminent betroffen, 
große Sportvereine mit entgeltlichen Angeboten 
und so weiter. Es seien aber nicht die kleinen 
Vereine, die vor allem mit 
Mitgliedschaftsgebühren finanziert würden. Also 
eine sehr starke Asymmetrie. Man müsse hier sehr 
differenzieren.  

Warum man von der Krise und nach der Krise 
spreche? Aus zwei einfachen Gründen. Erstens, 
die Mitgliedschaftsgebühren seien noch stabil, 
aber in dem Moment, wo die Krise so lange gehe, 
dass Mitglieder sagten, dass sie die Leistung eines 
Vereins nicht mehr in Anspruch nehmen könnten, 
das zeige sich auch jetzt schon, dann könne es zu 
Austritten aus Vereinen kommen. Dann entfalle 
auch dieser Finanzierungsmodus. Das Zweite, 
noch entscheidender, Unternehmensspenden 
seien an die Jährlichkeit gebunden. Viele 
Unternehmen drehten jeden Pfennig um und 
prüften momentan, welche Spenden in 2021 noch 
fortgesetzt würden. Die Abgeordneten wüssten 
das alles. Hier gehe es vor allem um die lokalen 
Organisationen in Kultur und Sport, die stark 
betroffen seien. Man mache deswegen gerade eine 
groß angelegte Befragung zum 
Unternehmensengagement und hoffe, dass man 
die Ergebnisse im März habe.  

Zweiter Punkt, unklare Nachhaltigkeit. Was die 
Ausschussmitglieder hier sähen (UA-Drs. 19/065, 
S. 7-8), sei ein Ergebnis aus der letzten Befragung, 
die 700 Interviews. Man habe gefragt: „Wo holen 
Sie sich die Expertise her, wenn Sie sich 
digitalisieren oder versuchen, Prozesse digital neu 
aufzusetzen?“ Der erste Punkt sei, es seien nicht 
die Engagement fördernden Infrastrukturen, die 
Verbände oder andere Kompetenzstellen, es seien 
die privaten Netzwerke. Das heiße, es geschehe 
sehr viel freischwebend. Erst dann kämen 
langsam verbandliche Beratungsangebote, 
Expertise von lokalen Unternehmen und diverses 
anderes, aber das sei momentan ein muddling 
through, eine ad hoc-Digitalisierung ohne 
Beratungsinfrastrukturen. Das aktuelle Problem, 
das sagten auch die meisten Befragten selber, er 
könne es jetzt aufgrund der Kürze der Zeit nicht 
differenzierter darstellen, seien so etwas, was man 
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„Future Skills“ nennen könnte. In der Wirtschaft 
habe man einen großen Diskurs dazu, also digitale 
Techniken, Softwarewissen, Überblickwissen, 
aber auch alles, was das mit Organisationen, 
Mitgliedschaftsstrukturen und so weiter tue. Ein 
riesen Thema, um Digitalisierung nachhaltiger 
aufzusetzen, wo man große Hoffnung auch in die 
Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt 
habe.  

Letzte These, bedrohte Handlungsfähigkeit (UA-
Drs. 19/065, S. 9-10). Er habe schon gesagt, damit 
ein Verein handlungsfähig sei, brauche er 
bestimmte Akteursgruppen, Mitglieder, engagierte 
Hauptamtliche. Was die Abgeordneten hier sähen, 
sei ein Befragungsergebnis, das gerade 10 Tage alt 
sei, die Frage: „Kommt es bei Ihnen bereits jetzt 
zu Austritten von Mitgliedern aus der 
Organisation?“ Man sehe, egal ob man in 
Westdeutschland, in Ostdeutschland oder in den 
Stadtstaaten frage -er habe darstellen wollen, dass 
das sehr invariant sei- man habe immer ein 
Sechstel der befragten Vereine, die sagten: „Wir 
sehen das schon.“ Da könne man sagen, es sei 
ganz prima, auf fünf Sechstel treffe das also nicht 
zu. Er würde aber sagen, ein Sechstel könne man 
durchaus als eine Alarmmeldung sehen. Das seien 
16 Prozent der Organisationen und 600.000 gebe 
es in Deutschland. Das seien 100.000 Vereine die 
sagten, sie sähen momentan schon, dass es 
Austritte aus ihren Reihen gebe. Das sei seines 
Erachtens also ein sehr ernstzunehmender 
Befund. Insofern habe man sehr unterschiedliche 
Phasen von den sozialen Strukturen. Es habe zu 
Beginn der Krise einen starken Anstieg an 
informellem Engagement gegeben, der 
mittlerweile immer noch stärker sei, als in nicht-
Krisenzeiten, aber deutlich zurückgegangen sei, 
mittlerweile erste Austritte aus Vereinen und 
wenn man die Führungskräfte frage, sagten sie, 
das Hauptproblem seien momentan nicht die 
finanziellen Probleme, es sei nicht die 
Digitalisierung, es sei die Stabilisierung der 
Organisationsbindung von Mitgliedern und 
Engagierten als zentrales Problem. Hier müsse 
man einen grundlegenden Check vollziehen, ob 
die politischen Maßnahmen, die man momentan 
im Blick habe, die richtigen seien, um diese 
Hauptprobleme aus Perspektive der 
Zivilgesellschaft auch zu analysieren.  

Womit er zu den letzten drei Empfehlungen 
komme (UA-Drs. 19/065, S. 11). Finanzielle 
Notlage. Er glaube, man müsse ein sehr gutes 
Monitoring weiter führen, sowohl zur 
Entwicklung der finanziellen Notlage als auch 
bezüglich der Soforthilfeprogramme. Berlin habe 
ein sehr gutes Programm gerade im 
November/Dezember laufen gelassen, das sehr 
frequentiert worden sei. Rheinland-Pfalz bereite 
gerade eines vor, das ergänzend zu bereits 
laufenden komme. Es gebe weitere Bundesländer, 
die hier bereits einiges täten, aber man müsse 
auch schauen, dass die Einnahmeausfälle 
tatsächlich diejenigen seien, die sinnvoll 
adressiert würden und da scheine es ihm 
manchmal ein Missmatch zu sein.  

Zweiter Punkt. Beratungskompetenzen für die 
Digitalisierung. Eine DSEE könne nicht alles 
alleine leisten. Man brauche dringend ein 
Modellprogramm, um dezentrale Infrastrukturen 
aufzubauen, Freiwilligenagenturen, 
soziokulturelle Zentren und andere, die lokal 
Digitalisierungswissen bereitstellten und 
Drehscheiben dafür seien.  

Dritter Punkt. Man brauche dringend eine 
Aufwertung von Zivilgesellschaft in der Rolle von 
bürgerschaftlichem Engagement in der Corona- 
Krise. Man diskutiere momentan an einem 
Hauptproblem, dass kollektives Handeln, das 
Einhalten von Abstandsregeln und viele andere 
Punkte das Hauptproblem seien, um erfolgreich 
Corona zu bekämpfen. Man spreche seit Jahren 
darüber, dass Zivilgesellschaft und Engagement 
der Kitt der Gesellschaft, die Grundlage von 
gesellschaftlichem Zusammenhalt sei. In der 
Forschung sage man Sozialkapital als Grundlage 
von kollektivem Handeln. Aber diese 
Infrastrukturen, Engagementinfrastrukturen 
würden kaum adressiert, wenn es darum gehe, 
nicht nur quasi zu schauen, wo schlage die Krise 
auf, sondern, wo hätten Politik und Staat noch 
einen Co-Akteur, um diese Krise mit erfolgreich 
zu bewältigen. Dringend geboten sei Abstimmung, 
analog zum Beispiel der Bundesratsinitiative von 
Berlin und Bremen, der sich auch Rheinland Pfalz 
angeschlossen hatte, wo unter anderem, eine 
Form von Gipfel-Abstimmung Bund-Länder-
Zivilgesellschaft gefordert worden sei. Er glaube, 
die Zeit dafür sei gekommen.  
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Die stellv. Vorsitzende dankt Dr. Krimmer. Sie 
bittet die Sachverständigen darum, mit auf die 
Zeit zu achten, weil sie es bei dem Thema 
tatsächlich sehr schwierig finde, zu sagen, die 
fünf Minuten seien um. Die Vorträge 
beantworteten auch bereits im Vorfeld ein paar 
Fragen, deshalb habe sie auch nicht interveniert. 
Insofern bitte sie die Experten jedoch, die Zeit 
auch selbst etwas im Blick zu haben, da es ihr 
eben schwer falle, sie angesichts des Themas 
einfach zu unterbrechen. Es folge nun das 
Eingangsstatement von Peter Johannsen.  

Peter Johannsen (Hospiz Nordheide gGmbH) 
erklärt, er wolle berichten, wie er die Praxis vor 
Ort erlebe. Der erste Lockdown im März habe die 
gesamte Arbeit in der stationären- wie in der 
ambulanten Hospizarbeit bei ihnen völlig 
verändert. Insbesondere der Einsatz der 
ehrenamtlichen Kolleginnen und Kollegen, auch 
bedingt durch das Besuchsverbot, sei im Frühjahr 
zunächst auf null gefahren worden.  

Im stationären Hospiz habe man nur langsam und 
zögerlich die Dienste des Ehrenamts wieder in 
Anspruch genommen, zunächst bei den 
hauswirtschaftlichen Hilfen, dann bei der 
Unterstützung in der Organisation der 
Angehörigenbesuche. Begleitung am Bett, 
natürlich mit Mund-Nasen-Schutz und Abstand, 
sei für sie zunächst nicht in Frage gekommen. 
Dies sei erst im Laufe des Sommers langsam 
wieder aufgebaut worden. Das allerdings auch nur 
da, wo es wenig An- und Zugehörige gegeben 
habe, um hier auch einer Vereinsamung 
vorzubeugen.  

Die Begleitung des ambulanten Dienstes in der 
Häuslichkeit sei zum Teil weitergelaufen. Aber 
auch hier hätten sich einige ehrenamtliche 
Helferinnen zum eigenen Schutz aus der 
Begleitung genommen. Andererseits seien auch 
weniger Begleitungen nachgefragt worden, da 
auch die Familien Angst vor Infektionen gehabt 
hätten. Eine ehrenamtliche Kollegin beschrieb das 
so: 

„Meine ältere Dame, die ich schon lange jede 
Woche besucht hatte, besuchte ich 
selbstverständlich weiter. Und als sie mich beim 
ersten Mal kaum erkannte, nahm ich auch die 

Maske ab und hielt nur den Abstand ein. Als nach 
zwei Wochen eine neue betreuende Mitarbeiterin 
aus Polen kam, machte mein Mann mir klar, dass 
ich nun eine Pause machen müsste, da man ja nie 
weiß, wer noch alles zu wechselnden 
Kontaktpersonen gehörte. Das machte mich schon 
nachdenklich und dann merkte ich auch, wie sich 
mein ganzes Leben stark veränderte. Die 
regelmäßigen Treffen in der Hospizgruppe fanden 
nicht statt. Der Urlaub, Sport und so weiter fiel 
auch alles aus und mein seelisches Gleichgewicht 
war richtig aus dem Gleichgewicht geraten. Zum 
Glück gab es nach drei Monaten wieder 
Perspektiven und alles lief wieder fast im gleichen 
Trott. Aber nur fast, denn wir trafen uns nur in 
kleinen Gruppen. Einige aus der Gruppe sah man 
gar nicht mehr, weil sie aus persönlichen 
Gründen lieber zu Hause blieben und im Herbst 
wuchs die Unsicherheit vor den steigenden 
Corona-Zahlen und das „was kommt“ wieder neu. 
Meine alte Dame war inzwischen verstorben, aber 
die Begleitung habe ich doch zu Ende geführt.  

Dann kam der neue Lockdown und ich sagte 
spontan bei einer Anfrage für eine Begleitung zu, 
weil ich das immer so getan habe. Nach dem 
ersten Besuch machte mein Mann mir klar, dass 
das nicht ginge, da ich selbst Risikopatientin und 
schweren Herzens habe ich die Begleitung an eine 
Kollegin weitergegeben.“ Ende des Zitats.  

Hier werde das Problem deutlich, dass ambulante 
wie stationäre Hospizarbeit sehr stark auf die 
Mithilfe des Ehrenamts baue. Dies finde jetzt oder 
zurzeit nur reduziert statt und zukünftig würden 
ihnen die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer 
auf lange Sicht fehlen. Ca. 80 Prozent der 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer gehörten 
der Risikogruppe an. Einige seien zurzeit nicht 
tätig, weil sie sich selber schützen wollten. 
Andere können nicht tätig werden, weil die 
betroffenen Familien oder das stationäre Hospiz 
sich schützen wollten. Die Gruppentreffen fänden 
nicht oder nur in Kleingruppen statt, ebenso 
verhalte es sich mit der Supervision. Aber auch 
die Wertschätzung der ehrenamtlichen Arbeit sei 
mangels der Treffen schwer zu vermitteln.  

Durch den Wegfall sämtlicher zusätzlicher 
Aktionen und Projekte, wie „Hospiz macht 
Schule“, Trauergruppe und Trauer Café oder „der 
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Letzte Hilfe Kurs“ sei auch die Sichtbarkeit in der 
Öffentlichkeit zum Teil verloren gegangen. Auch 
hierdurch habe sich der Spendenfluss, 
insbesondere die Anlassspenden, sehr stark 
reduziert.  

Viele der Ehrenamtlichen, die jetzt nicht mehr 
zum Einsatz kämen, würden nicht wieder zur 
Verfügung stehen. Manche aus dem Gefühl 
heraus, es gehe ja auch ohne sie, manche weil 
aufgrund des Alters die Situation als Absprung 
genutzt werde. Hinzu komme, es finde zurzeit 
keine Ausbildung Ehrenamtlicher statt. Zwei 
Angebote, die man im Sommer gemacht habe, 
hätten mangels Interessenten nicht stattfinden 
können. Das bedeute, nach der Pandemie, dieses 
Ende, das sich alle herbeisehnten, werde es in der 
Hospizarbeit, und nicht nur da, sehr viel weniger 
ehrenamtliche Mitarbeiter/innen geben. Ob der 
Stand vor der Pandemie wieder zu erreichen sei, 
bleibe abzuwarten. Die hospizliche Arbeit werde 
durch die Schwächung dieses wertvollen 
Bausteins in der nahen Zukunft sehr viel ärmer, 
oder anders ausgedrückt, qualitativ reduzierter 
und damit nicht mehr so menschlich stattfinden 
können.  

Natürlich seien einige Helferinnen und Helfer 
auch kreativ und versuchten, über Briefe und 
Telefonate einiges auszugleichen, aber was sei das 
im Gegensatz zu einer beruhigenden, 
verständnisvollen Stimme oder einer warmen, 
tröstenden Hand?  

Die stellv. Vorsitzende dankt Herrn Johanssen 
und bittet Markus Hofmann, der per Webex 
zugeschaltet sei, um sein Statement. 

Markus Hofmann (KiHo, Hannover) begrüßt 
zunächst alle Teilnehmer/innen und fragt, ob die 
Folien, die Herr Dr. Krimmer gezeigt habe, im 
Anschluss allen zur Verfügung gestellt werden 
könnten. Er habe die Zahlen sehr interessant 
gefunden.  

Dr. Holger Krimmer (ZiviZ) sagt dies gern zu. 

Markus Hofmann (KiHo, Hannover) erklärt, er 
habe nämlich auch ein paar Folien vorbereitet 
(UA-Drs. 19/066). Er gehe die Sache ein bisschen 
anders an und zwar erzähle er erst einmal, was 

man so mache. Die Problematik, die alle hätten, 
sei eben schon ein bisschen geschildert worden. 

Sie seien der ambulante Kinder- und Jugend- 
Hospizdienst in Hannover und ein Teil des 
Arbeiters Samariter-Bunds (ASB), was in dieser 
Corona-Zeit ein sehr, sehr, sehr großes Glück sei. 
Dazu komme er aber gleich noch einmal. Das sei 
der Inhalt, den er den Ausschussmitgliedern kurz 
zeigen wolle. Er bemühe sich auch, schnell 
durchzukommen. Welche seien ihre 
Arbeitsinhalte? Dann gehe er ein bisschen auf das 
schwersterkrankte Kind ein, dann auf das 
Geschwisterkind und die Eltern, die natürlich 
betroffen seien. Welches sei ihr Angebot an diese 
Familien? Wie sehe es in dem Zusammenhang mit 
der Öffentlichkeitsarbeit aus? Und natürlich ein 
ganz wichtiger Teil: Wie sehe es mit der 
Finanzierung aus? 

Die Arbeitsinhalte (UA-Drs. 19/066, S. 3), die man 
mache, seien die ambulante Begleitung. Also man 
unterstütze und berate auch die Familien mit 
schwerst- und lebensverkürzend erkrankten 
Kindern und man müsse sich vorstellen, das sei 
eine wirkliche lebensverändernde Sache, wenn 
man als Eltern erfahre, dass die Kinder plötzlich 
so schwer erkrankt seien, dass sie wahrscheinlich 
nicht mehr lange zu leben haben. Man erlebe es 
immer wieder, dass das das Leben dieser 
Menschen so sehr aus der Bahn werfe, dass sie 
dankbar seien, wenn sie verschiedene 
Möglichkeiten hätten oder wenn sie verschiedene 
Dinge annehmen könnten, die sie unter anderem 
anböten.  

Man übernehme eine Begleitung in Heimen und 
Wohngruppen und bilde ehrenamtliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus, von denen 
er einer sei und man vermittle weitere Hilfen. Es 
sei ganz oft so, dass diese Familien, die sich 
diesem Schicksal gegenüber sehen, in dem 
Dschungel der Möglichkeiten nicht durchblicken 
können. Es gebe keine zentrale Anlaufstelle, bei 
der man sagen könne: „Mein Kind ist 
schwerkrank, wird nicht mehr lange leben und 
ich brauche Hilfe.“ Da werde niemandem 
konkrete und kompetente Hilfe vermittelt.  

Natürlich mache man Öffentlichkeitsarbeit, weil 
sie ihren Dienst bekannt machen wollten. Wie er 
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gerade eben sagte, man habe die Herausforderung, 
es gebe nicht die Möglichkeit, dass man im 
Internet mal eben google, wie es mit der Lösung 
aussehen könnte.  

Man habe natürlich das schwersterkrankte Kind 
(UA-Drs. 19/066, S. 4) direkt. Das seien also 
Ehrenamtliche, die eine Begleitung vor Ort 
übernähmen. Das könne spaziergehen sein, 
vorlesen, vorsingen. Hautkontakt sei ganz wichtig. 
Grundsätzlich könne man aber sagen, dass jede 
Begleitung ganz individuell auf die Bedürfnisse 
des Kindes ausgerichtet sei. Es gebe da keinen 
Pauschalansatz, wo man sage, so und so müsse es 
gemacht werden. In der Regel besuche man die 
Familien einmal in der Woche. Das könne aber 
auch nach Bedarfsfall oder nach Wunsch auch 
anders aussehen.  

Dann werde ganz oft vergessen, dass neben dem 
schwersterkrankten Kindern oft auch ein 
gesundes Geschwisterkind (UA-Drs. 19/066, S. 5) 
da sei. Die Situation stelle sich ja so da, dass 
dieses schwersterkrankte Kind plötzlich die 
komplette Aufmerksamkeit der Eltern bekomme. 
Die Gefahr bestehe natürlich, dass das 
Geschwisterkind dann so ein bisschen hinten 
runter falle. Und selbst wenn man den Kindern 
das nicht sage, dass der Bruder oder die 
Schwester schwerkrank ist, spürten sie das halt 
schon. Das merke man eben auch immer wieder. 
Das sei auch ganz interessant, jede Familie gehe 
mit dem Thema natürlich anders um. Einige 
Eltern sagten, sie möchten ihre Familie ganz offen 
damit konfrontieren und das auch offen 
kommunizieren. Andere sagten, sie möchten das 
vor dem Geschwisterkind erst einmal geheim 
halten. Aber das, wie gesagt, müsse jede Familie 
für sich selber entscheiden und die 
Geschwisterkinder, wie er eben schon gesagt habe, 
spüren die starke Belastung. Die Eltern hätten oft 
keine Zeit oder auch keine Kraft mehr, sich um 
die gesunden Kinder zu kümmern. Und da seien 
sie eben auch da, dass sie sich um das 
Geschwisterkind entsprechend auch ein bisschen 
kümmern könnten, damit das rauskommt, damit 
die Eltern auch hier vielleicht ein bisschen 
entlasst werden könnten.  

Wie er eben schon sagte, sei das 
lebensverändernd. Die Eltern (UA-Drs. 19/066, S. 

6) leben in der täglichen Ausnahmesituation. Man 
habe auch viele Gespräche mit Menschen geführt, 
die das getroffen habe, die das jetzt hinter sich 
gelassen hätten. Das sei im Rahmen ihrer 
Ausbildung, dass die das bei ihnen einmal 
erzählten und erklärten, wie sich das darstelle. 
Die Eltern wüssten ganz oft nicht, wo ihnen der 
Kopf stehe, weil das auch existenzbedrohend sei, 
auch finanziell. Was auch erschwerend hinzu 
komme sei, dass das kranke Kind eben oft rund 
um die Uhr versorgt werden müsse.  

Ihr Angebot (UA-Drs. 19/066, S. 7) sei also 
demzufolge, sie sorgten für eine Entlastung. 
Gesprächsangebote, das helfe auch manchmal, 
sich das einfach von der Seele zu reden. Beratung, 
weil sie eben über einen relativ umfassenden 
Erfahrungsschatz verfügten. Sie übernähmen die 
Begleitung im Alltag und natürlich auch im 
Anschluss die Trauerbegleitung.  

Wichtig sei auch die Öffentlichkeitsarbeit (UA-
Drs. 19/066, S. 8). Sie müssten ihren Dienst 
bekannt machen. Wie er gesagt habe, sei das 
teilweise sehr, sehr anspruchsvoll, weil die 
betroffenen Familien ganz viele andere Sachen im 
Kopf hätten und eventuell gar nicht wissen, dass 
es sie überhaupt gebe. Man müsse für das Thema 
sensibilisieren. Sie versuchten, weitere 
ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
für ihren Dienst zu gewinnen. Und natürlich 
Akquise von Spenden.  

Jetzt komme er zur Finanzierung (UA-Drs. 19/066, 
S. 9). Die Spenden machten ungefähr 80 Prozent 
der Finanzierung aus. Er habe gerade gesagt, zum 
Glück seien sie beim ASB. Dem gehe es noch 
verhältnismäßig so gut, dass er sie noch 
mitfinanzieren könne. Aber die Spenden hätten 
sehr, sehr stark nachgelassen. Das Wichtige sei, 
dass ihr Angebot für die Familien, die es in 
Anspruch nehmen wollten, kostenfrei sei. Das sei 
es von seiner Seite erst einmal gewesen. Er freue 
sich darauf, in der Fragerunde noch weitere 
Fragen zu beantworten.  

Die stellv. Vorsitzende gibt Dr. Rupert Graf 
Strachwitz für sein Eingangsstatement das Wort.  

Dr. Rupert Graf Strachwitz (Maecenata Stiftung) 
dankt herzlich für die Möglichkeit, hier ein 
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bisschen etwas vorzutragen. Was er vortrage, 
beruhe ganz wesentlich auf einer Studie, die man 
im Oktober dieses Jahres vorgelegt habe.  

In Krisen sei es die Zivilgesellschaft, die flexibel 
auf neue Herausforderungen reagiere und 
solidarischem Engagement einen Rahmen gebe. In 
der durch die Corona-Pandemie ausgelösten Krise 
hätten zivilgeschäftliche Akteurinnen und 
Akteure Hilfen für gefährdete Gruppen organisiert 
und die Umsetzung von Hygienemaßnahmen 
unterstützt. Ein Beispiel: Wenn es jetzt um die 
Einrichtung von Impfzentren gehe, wendeten sich 
die Behörden ganz selbstverständlich an die 
zivilgesellschaftlichen Sanitätsorganisationen und 
bitten sie, das organisieren zu helfen. Was 
staatlicherseits aber gern vergessen oder 
unterdrückt werde, sei, dass damit die 
Aufgabenstellung der Zivilgesellschaft nicht ende. 
Wie die aktuelle Situation in Belarus, Hongkong 
und anderswo anschaulich deutlich mache, 
gehörten die aktive Verteidigung von Menschen- 
und Bürgerrechten, der Herrschaft des Rechts und 
der Demokratie ebenso zu ihren Aufgaben. In 
diesem Zusammenhang müssten auch in 
Deutschland Auswüchse staatlicher Maßnahmen 
bei voller Anerkennung staatlicher 
Regelungsmacht und Regelungsnotwendigkeit 
kontinuierlich und kritisch begleitet werden, 
gerade in besonderen Zeiten wie diesen.  

Diese Zeiten stellten eine doppelte 
Herausforderung dar. Während es einerseits um 
die schiere Existenzsicherung gehen könne, müsse 
zugleich der gesellschaftspolitische Kompass neu 
justiert werden. Ein Beispiel: Dass es lautstarke 
Demonstrationen für das hohe Gut der 
Versammlungsfreiheit gebe, mit denen er eben 
wie viele andere nichts, aber wirklich gar nichts 
zu tun haben wolle, hätte er sich vor wenigen 
Monaten nicht träumen lassen.  

Schließlich scheine ihm eine weitere Kernaufgabe 
der Zivilgesellschaft überhaupt noch nicht 
wahrgenommen worden zu sein. In und infolge 
der Pandemie-Krise brächen freiwillige 
Gemeinschaften in hohem Maße zusammen, Sie 
aber seien das Rückgrat der Gesellschaft. Diese 
sobald als möglich neu aufzubauen, stelle eine 
monumentale Herausforderung für die 
Zivilgesellschaft dar, insbesondere für zahlreiche 

kleine, keinem Verband angeschlossene Vereine 
und deren bürgerschaftlich engagierte Mitglieder, 
vom Kegelclub bis zum viel verspotteten 
Kaninchenzuchtverein. Auf ihre integrative und 
inkludierende Kraft sei man mehr denn je 
angewiesen. Aber während über die 
Herausforderungen des Staates und der Wirtschaft 
ausführlich berichtet und der Wirtschaft vom 
Staat in großem Umfang Hilfe zugesichert worden 
sei, werde die Zivilgesellschaft über weite 
Strecken in der öffentlichen Wahrnehmung und 
von der Agenda der politisch Verantwortlichen 
ausgeblendet. Zwar gebe es staatliche 
Hilfsangebote für die Zivilgesellschaft, die unter 
der Überschrift Rettungsschirm zusammengefasst 
werden könnten. Der Höhe nach blieben die 
Hilfsangebote jedoch hinter denen für die 
Wirtschaft um Faktoren zurück. Ein prioritäres 
oder integriertes Konzept gebe es nicht. 
Schwierige Voraussetzungen, wie der Status der 
Steuerbegünstigung also Gemeinnützigkeit, das 
Vorweisen eines Geschäftsbetriebs oder die 
Zugehörigkeit zu Verbänden oder ähnlichen 
Zusammenschlüssen erschwerten zudem den 
Zugang. Hinzu komme, dass sich staatliche 
Hilfsangebote mit wenigen Ausnahmen 
ausschließlich an zivilgesellschaftliche 
Dienstleister richteten. Die Wächter- und 
Gemeinschaftsbildungsfunktionen würden nicht 
gesehen. Die politische Mitwirkungsfunktion 
werde zurückgewiesen. Das spezifische Potenzial 
der Zivilgesellschaft, vor und nach der Pandemie 
zur Lösung wirksam beitragen zu können, sei 
somit nur ungenügend erkannt. Die in seinem 
Institut im Sommer 2020 durchgeführte Studie 
habe dieses Potenzial, aber auch die 
Unterstützungsangebote und Bedarfe benannt. 
Zurzeit laufe mit Unterstützung durch die 
Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt 
eine zweite Studie, die die Ergebnisse mit Hilfe 
einer größeren Organisationsbefragung 
untermauern und im Licht der zweiten Welle 
aktualisieren werde. Er erlaube sich daraus drei 
Appelle abzuleiten: 

1. Denken Sie nicht nur an Geld, sondern auch 
an das Potenzial und die Kraft der 
Zivilgesellschaft und der bürgerschaftlich 
Engagierten.  

2. Die kleinen, nicht verbandlich organisierten 
Bewegungen und Vereine verdienen ebenso 
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viel Aufmerksamkeit wie die großen Verbände. 
3. Die zivilgesellschaftliche Funktion der 

Gemeinschaftsbildung verdient besondere 
Aufmerksamkeit.  

Zum Schluss ein Brückenschlag zur Debatte um 
das Jahressteuergesetz 2020, die jetzt gerade ihren 
Abschluss gefunden habe: Respekt vor der 
zivilgesellschaftlichen Funktion der politischen 
Mitgestaltung sei Ausweis der Stärke eines 
demokratischen Gemeinwesens. Versuche, diese 
zu behindern, seien hingegen ein Ausweis seiner 
Schwäche. Herzlichen Dank.  

Die stellv. Vorsitzende dankt den 
Sachverständigen für ihre Ausführungen.  

Ab Mittwoch sei man wieder in der Situation, 
dass man sich nahezu überall erneut im 
Lockdown befinde. Herr Johannsen habe auch 
angesprochen, dass an vielen Stellen Dinge wie 
Supervision oder selbst die Hilfe wegfalle. Sie 
glaube jeder, der gerade enormes leiste, komme 
selbst an seine Grenzen. Es sei auch gesagt 
worden, dass eigentlich jedem das Gemeinsame 
fehle, die Kontakte fehlten und trotz alledem gebe 
es viele Menschen, die helfen und das 
unterstützten. Insofern sei die heutige Anhörung 
wichtig, um zu erfahren, wie es derzeit um die 
Aufgaben stehe und was man konkret tun könne. 
Dazu werde man gleich Fragen stellen.  

Die stellv. Vorsitzende wendet sich an die 
Zuschauer/innen des Live-Streams und dankt 
allen sehr, die jetzt zuhörten, die ehrenamtlich 
tätig seien, egal ob in kleinen Vereinen oder 
großen Verbänden. Sie dankt ihnen für die Arbeit, 
die sie leisteten und die auch in den nächsten 
Wochen, gerade über Weihnachten und über 
Neujahr, geleistet werde für die Menschen, die im 
Seniorenheim oder die allein seien. Die 
Einsamkeit sei angesprochen worden. Sie danke 
allen, die immer noch da seien und unterstützten, 
trotz ihrer eigenen Belastung, trotz der eigenen 
Probleme, die man vielleicht auch habe oder die 
jede/r zurzeit habe. Dankeschön an alle, die da 
helfen! 

Es folge nun die Fragerunde. Sie werde die 
Fraktionen im Wechsel zwischen Regierung und 
Opposition sowie nach Größe um die Fragen 

bitten, so wie es auch im Plenum sei. Es beginne 
die CDU/CSU-Fraktion. Abg. Pahlmann habe das 
Wort.  

Abg. Ingrid Pahlmann (CDU/CSU) dankt der 
Expertenrunde sehr herzlich. Es seien schon 
eindrückliche Anmerkungen gewesen, die den 
Ausschussmitgliedern mitgegeben worden seien. 
Sie sage dafür wirklich ganz, ganz herzlichen 
Dank!  

Sie sei selber auch Vorsitzende eines Vereins der 
ambulanten Hospizarbeit und wisse auch aus 
eigener Erfahrung, wie schwierig dieses letzte 
zurückliegende Jahr für alle gewesen sei. Denn 
diese Eindrücke, wie sie geschildert worden seien, 
die Schwierigkeiten Ehrenamtliche für die 
Ausbildung zu finden oder auch die 
Herausforderung, dass man gerade mit den 
ehrenamtlichen Begleitern in Gruppen gehe, die 
eben sehr vulnerable, die sehr schützenswert 
seien, dabei dieser Konflikt, dass diejenigen die 
begleiteten eben auch zu der schützenswerten 
Gruppe der Menschen gehörten und bei denen, 
wenn sie das trotzdem machten, sich die Familie 
im Hintergrund melde und sage: „Du, was tust Du 
da eigentlich?“  

Man sehe auch große Schwierigkeiten, dass 
Strukturen, die über Jahre aufgebaut worden seien 
-und sie könne es von ihrem Verein sagen, sie 
seien seit 20 Jahren am Start und seien 
kontinuierlich gewachsen und hätten mittlerweile 
eine große Akzeptanz in der Bevölkerung, aber 
wenn man nicht weiterkomme mit der 
Ausbildung, wenn man nicht ausbilden könne, 
wenn die Ehrenamtlichen aus Eigenschutz 
wegblieben- eine Struktur, die kaputt gegangen 
sei, bekomme man ganz schwer wieder ans 
Laufen.  

Sie habe den Fokus hauptsächlich auf die 
Hospizarbeit gelegt, wisse aber natürlich auch, 
dass gerade auch Vereine momentan sehr zu 
kämpfen hätten, egal in welchem Bereich sie 
unterwegs seien. Durch die Corona-Krise hätten 
sie eben sehr, sehr große Einschränkungen 
hinnehmen müssen in verschiedensten Bereichen 
und dieses Wegbrechen von Strukturen betreffe 
eben nicht nur die Hospizarbeit, es betreffe 
wirklich viele, viele Vereine.  
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Dazu ihre Fragen an Dr. Graf Strachwitz. Sehen 
Sie da Unterschiede in der Aufstellung im 
urbanen und im ländlichen Bereich? Gibt es da 
eventuell Unterschiede? Das große Problem der 
Finanzierung sei angesprochen worden. Wie ist da 
die Bereitschaft als Mitglied die Stange zu halten? 
Man habe vorhin eben auch in einem Chart 
gesehen, dass die Mitgliedsbeiträge schon eine 
große Summe ausmachten.  

Im Hinblick auf die Hospizarbeit frage sie Prof. Dr. 
Hardinghaus und auch Herrn Johannsen. Diese 
ganzen Problematiken, die sie aufgezählt hätten, 
die sie auch aus eigener Erfahrung kenne. Welche 
Forderungen hätten sie da explizit an die Politik? 
Wie könnten die Abgeordneten ihnen 
unterstützend helfen? Also eben nicht nur mit 
warmen Worten. Sondern wo sagten sie, da müsse 
wirklich nachgebessert werden, das müsse man in 
den Fokus nehmen, um eben diesen ganzen 
Bereich nicht zum Erliegen kommen zu lassen? S 

ie belasse es bei diesen Fragen, die sie an die drei 
Sachverständigen hier im Raum gestellt habe. 
Ansonsten könne natürlich auch Herr Hofmann 
vom Kinder-Hospiz vielleicht noch ein paar 
Sachen dazu sagen, weil auch gerade diese Arbeit 
natürlich unheimlich wichtig sei und sicherlich 
leide.  

Die stellv. Vorsitzende schlägt vor, Fragen zu 
sammeln und dann mit der Beantwortung durch 
die Sachverständigen in umgekehrter Reihenfolge 
der Eingangsstatements zu beginnen. Die nächste 
Frage stelle Abg. Höchst von der AfD-Fraktion.  

Abg. Nicole Höchst (AfD) dankt für das Wort und 
auch den Sachverständigen, weil das wirklich 
gerade auch in ihrem ländlichen Wahlkreis ein 
ganz, ganz großes Thema sei.  

Sie wolle direkt zu den Fragen kommen und gern 
mit Herrn Johannsen anfangen. Er habe Dinge aus 
dem Alltag erzählt, die ihr auch so hinterbracht 
worden seien. Sie wolle noch eines hinzufügen, 
das Beispiel, weswegen sie sich so stark dafür 
gemacht habe, dass man heute Engagierte aus dem 
Hospizbereich höre. Eines ihrer Mitglieder sei 
dort sehr engagiert und begleite ältere Menschen 
auf dem Weg ins nächste Leben und habe dort 
Folgendes festgestellt: Er sei etwas jünger, 

ungefähr in ihrem Alter, selbst nicht Betroffener 
der Risikogruppen und hätte seinen Dienst dort 
gerne weitergemacht, aber das sei nicht gegangen. 
Also er sei konkret nicht zu seinen 
Betreuungspersonen gelassen worden. Das habe 
zu sehr viel menschlichem Leid geführt, weil das 
ältere Menschen gewesen seien, die niemanden 
mehr auf dieser Erde hätten. Er habe ihr mit auf 
den Weg gegeben, sie solle bitte einmal fragen, 
denn in der Institution, in der er sei, werde nach 
wie vor auch nach mehr Staat geschrien. Wie sehe 
Herr Johannsen das? Was sei nötig, um schnell 
tragefähige Konzepte auf die Beine zu stellen zum 
Wohle der Menschen, also derer, die helfen 
könnten und wollten und die möglicherweise des 
Schutzes des Staates nicht so sehr bedürften und 
derer, die völlig alleine gelassen am Ende ihres 
Lebens seien? Also mehr staatliche Regeln oder 
mehr Subsidiarität? 

An Herrn Dr. Krimmer habe sie zwei Fragen. Er 
habe auch davon gesprochen, dass ein Rückgang 
der Spenden zur verzeichnen sei und, dass er 
mittel- und langfristig womöglich mit 
Spendenausfällen rechne. Das sei natürlich mit 
Sicherheit auch den Folgen der Corona-Pandemie 
zu verdanken. Aber, wie erkläre er in diesem 
Zusammenhang auch den Spendenrückgang 
unabhängig von Corona in den letzten 10 bis 15 
Jahren? 

Dann habe er darüber gesprochen, dass die 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie natürlich 
zu gesellschaftlichen Veränderungen führen 
werden. Vielleicht könne dazu auch Dr. Graf 
Strachwitz noch etwas sagen. Sie glaube, es sei 
allen klar, dass es eine Rückkehr zum Status quo 
ante nicht geben werde. Wie werde sich die 
Ehrenamts- und die zivilgesellschaftliche 
Landschaft ihrer Meinung nach verändern? Wie 
müssten Strukturen verfestigt werden? Einer von 
beiden habe auch über die Verstetigung von 
Stabilisierung von Strukturen gesprochen. 
Könnten die Abgeordneten dazu bitte noch ein 
bisschen mehr Details erfahren?  

Die stellv. Vorsitzende gibt für die SPD-Fraktion 
Abg. Dr. Diaby das Wort.  

Abg. Dr. Karamba Diaby (SPD) dankt den 
Experten herzlich für die einführenden Worte und 
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die Vorträge.  

Er habe zwei Fragen an Dr. Krimmer. Er habe in 
einem der Punkte erwähnt, dass er sich die 
Aufwertung von Zivilgesellschaft und ihrer Rolle 
durch Regierungshandeln und Kommunikation 
wünsche. Er habe die Frage, welche Maßnahmen 
er da im Blick hätte, was im Regierungshandeln 
passieren sollte. Dann habe er auch die 
Unterstützung von der Engagementstiftung 
erwähnt, wenn er das richtig verstanden habe. 
Welche Rolle könnte die Engagementstiftung in 
diesem Bereich aus seiner Sicht und Kenntnis der 
Tätigkeitsbereiche spielen?  

Zweite Frage sei die Frage nach der Gewinnung 
neuer Zielgruppen. Da würde er gerne einmal 
wissen, welche strategische Überlegungen dazu in 
seiner Organisation existierten, um außerhalb der 
existierenden Zielgruppen, also der Kreise, die 
man momentan erreicht habe, neue Zielgruppen 
zu erreichen? Er denke zum Beispiel an jüngere 
Leute, an Studentinnen und Studenten oder an 
Migrantenorganisationen. Gebe es da Ideen oder 
Überlegungen in diese Richtung?  

Die stellv. Vorsitzende die Fragen für die FDP-
Fraktion stelle Abg. Aggelidis.  

Abg. Grigorios Aggelidis (FDP) bedankt sich bei 
allen Sachverständigen für die eindringlichen und 
sehr interessanten Beiträge.  

Er habe zwei Frageblöcke. Der eine gehe an Herrn 
Johanssen und vor allem an Markus Hofmann. 
Und zwar wolle er da von beiden wissen, was aus 
ihrer Sicht durch Corona besonders für die ganzen 
Ehrenamtlichen schwieriger geworden sei. Wo 
seien da die großen Herausforderungen? 

Der zweite Punkt. Was würde aus ihrer Sicht 
gerade den Ehrenamtlichen besonders helfen, aus 
der aktuellen Situation heraus? Welche 
Maßnahmen sollte die Politik ergreifen? Natürlich 
vor dem Hintergrund, den Ehrenamtlichen 
überhaupt ihr Engagement weiter zu ermöglichen 
und sie da zu unterstützen. Aber auch im 
Hinblick auf die besonderen Bedürfnisse und die 
besondere Situation der betroffenen Familien und 
da eben ganz besonders aus Kinder-Hospiz Sicht.  

Und last but not least habe er an Dr. Krimmer die 
Frage, welche aus seiner Sicht eigentlich die 
Ableitungen für die Politik seien, wenn man 
darüber spreche, dass die großen Geldquellen, die 
hier eigentlich die Unabhängigkeit der 
Zivilgesellschaft sicherten nämlich, Spenden, 
eigene Veranstaltung, durch eigenes Wirken Geld 
zu bekommen, wenn das quasi komplett 
abbreche? Den zweiten Punkt, den er ganz 
spannend gefunden habe, sei, wenn er gerade 
darüber gesprochen habe, dass wenn es um 
Beratungsleistung gehe und wenn er sich dann 
doch angucke, dass es da 5 Balken gegeben habe 
und der niedrigste Balken, der Balken der 
Strukturberatung gewesen sei oder der Angebote 
über öffentliche Stellen, da stelle sich ihm die 
Frage, wenn alle anderen Balken quasi wegfielen 
und die sich auf die Öffentlichen, auf die 
Hauptamtlichen sozusagen stützen würden, wie 
realistisch das aus Sicht von Dr. Krimmer 
überhaupt sei, das abzufangen? Weil dann müsste 
die entsprechende Kapazität dann auf einmal da 
sein. Das wären seine Fragen. Herzlichen Dank.  

Die stellv. Vorsitzende erklärt, sie wechsle nun 
die Rolle und stelle die Fragen für die Fraktion 
die LINKE.  

Die Fragen gingen an Dr. Rupert Graf Strachwitz, 
der den Ausschussmitgliedern auch eine Zuarbeit 
(UA-Drs. 19/064) zugeschickt hatte. Auf deren 
Seite drei ein, sage er ganz konkret im ersten 
Punkt, dass die Hilfsangebote eben für die 
Zivilgesellschaft nicht zentral koordiniert und auf 
viele unterschiedlichen Bundes- und 
Landesbehörden verteilt seien, was für die 
Menschen, die da aktiv sind, ein Problem sei. 
Aber für die Suchenden, könne er da ganz konkret 
sagen, welche zum einem die Hindernisse seien 
und wie man das eben relativ schnell, denn man 
brauche es wirklich schnell, wie man das besser 
organisiert kriegen könne. 

Der zweite Punkt auf der Seite, da sage er, dass 
die staatlichen Hilfsangebote eben ausschließlich 
finanzieller Natur und teilweise als 
Darlehensprogramme aufgesetzt worden seien und 
diese eben nicht passgenau für die 
Zivilgesellschaft seien. Welche weiteren 
konkreten Maßnahmen könnte man jetzt eben sehr 
kurzfristig ergreifen? Gerade sei in einer Folie die 
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„Krise nach der Krise 2021“ zu sehen gewesen. 
Was brauche man also auch in langfristiger 
Hinsicht? 

Und noch einen dritten Punkt. Er weise ja auch 
darauf hin, dass die Pandemie zu einem enormen 
Bedarf an Digitalisierung geführt habe. Es sei auch 
von anderen gesagt worden, dass das alles von 
den Menschen selbst gestemmt werde. Wie 
bewerte er das Förderprogramm, auch der 
Engagementstiftung? Reiche das aus oder was 
müsse man da auch noch einmal ganz konkret 
schnell mit auf dem Weg bringen?  

Sie wechsle zurück in die Rolle der Vorsitzenden. 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/Die GRÜNEN habe 
Abg. Dr. Christmann das Wort.  

Abg. Dr. Anna Christmann (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) dankt den Experten ebenfalls. Es seien 
viele gute Fragen gestellt worden, denen sie sich 
anschließen könne und bei denen sie vor allem 
auch auf die Antworten gespannt sei. Insofern 
wolle sie sich darauf konzentrieren, noch einmal 
zu sagen, dass sie finde, dass diese Runde, die 
man heute mache, sehr wichtig sei und dass man 
diese im Ausschuss mache. Denn, sie finde, dass 
man sich wirklich mit dieser Frage 
auseinandersetze, was denn mit der 
Zivilgesellschaft in der Krise passiere, einfach 
ganz entscheidend. Sie wünsche sich, dass man 
das nicht nur in diesem Unterausschuss tue, 
sondern, dass das eigentlich mit einer sehr viel 
größeren Sichtbarkeit stattfinde. Sie könne 
vielleicht noch einmal ergänzen, was da an 
Formaten eigentlich denkbar wäre. Dies auch als 
Frage an das Ministerium, das hier heute mit dem 
Staatssekretär Zierke vertreten sie, ob denn dort 
eigentlich auch über solche Formate nachgedacht 
werde, wie man vielleicht auch noch einmal eine 
Art „Engagement-Gipfel“ zum Thema Corona-
Krise veranstalten könnte. Das würde sie sich 
wünschen. Sie glaube, die Deutsche Stiftung für 
Engagement und Ehrenamt müsse eine wichtige 
Rolle spielen. Dazu seien auch schon einige Frage 
gestellt worden. Aber sie finde auch, entweder 
Ministerin Giffey oder vielleicht auch die 
Bundeskanzlerin müssten an sich sichtbar sein, 
diese Debatte auch zu führen, anzustoßen und 
dann auch zu wertschätzen, welches Engagement 
in der Krise stattfinde. Sie finde, das sei in diesen 

Zeiten eigentlich weniger der Fall, als es in 
anderen Krisen manchmal der Fall gewesen sei, 
dass auch das Engagement einfach wertgeschätzt 
werde. Und eben wirklich konkreter ausarbeiten, 
welche die tatsächlichen Bedarfe seien und wie 
man denn da gut helfen könne. Dazu sei schon 
einiges gesagt worden, dass es im Moment noch 
zum Teil ein großes Durcheinander sei und dass 
nicht alles auch wirklich gebraucht werde. Aber 
diese generelle Sichtbarkeit, die würde sie sich 
wünschen und dazu vielleicht die eine Frage von 
ihr an das Ministerium. 

Die zweite Frage, die sie anschließe, sei, ob das 
vielleicht auch ein Zeichen sei, dass man den 
ganzen Bereich Engagement noch einmal anderes 
aufstellen müsste, um so etwas in Zukunft zu 
verhindern. Sie sei aus Baden-Württemberg und 
ein Fan ihrer Staatsrätin für Zivilgesellschaft und 
Bürgerbeteiligung. Es sei vielleicht keine 
Überraschung, dass sie ein Fan sei, aber sie würde 
trotzdem die Frage besonders an Dr. Krimmer und 
Dr. Graf Strachwitz stellen, ob das vielleicht auch 
ein Modell für den Bund wäre, eine klare 
Verantwortlichkeit für die Zivilgesellschaft auch 
herzustellen. 

Die stellv. Vorsitzende dankt für die vielen 
Fragen. Die Beantwortung beginne nun in 
umgekehrter Reihenfolge. Dr. Graf Strachwitz sei 
mit der Beantwortung dran.  

Dr. Rupert Graf Strachwitz (Maecenata Stiftung) 
bittet um Nachsicht, falls er irgendetwas akustisch 
nicht verstanden habe. Dann brauche er da noch 
einmal eine Nachfrage.  

Zunächst zu der in der Tat sehr interessanten und 
wichtigen Frage, ob es Unterschiede zwischen 
dem urbanen und dem ländlichen Raum gebe. Das 
sei in der ersten Studie, die sie gemacht hätten, 
nicht signifikant hervorgetreten. Man erwarte sich 
da aber vielleicht noch eine Nachbesserung, weil 
man in der zweiten Studie, in der man konkret 
Organisationen befrage, natürlich wahrscheinlich 
auch noch mehr erfahren werde. Was man aber 
trotzdem sagen könne, sei, dass das von ihm 
vorhin auch angesprochene Thema Wertschätzung 
im ländlichen Raum doch besser funktioniere. Das 
könne man anekdotisch auf jeden Fall berichten. 
Da sei einfach die Verzahnung zwischen einem 
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Landrat, einem Bürgermeister und den 
Organisationen vor Ort viel, viel enger und der 
müsse dann auch sozusagen erscheinen und 
müsse sich zu den Engagierten auch äußern. Da 
klappe das einfach sehr viel besser. Auf der 
anderen Seite werde dann natürlich vor allem in 
den größeren Städten, in den Metropolen, das 
große Frustelement, was sich dann äußere, auch 
auf der Straße sehr viel sichtbarer. Das finde ja 
nun mal in den großen Städten statt und nicht in 
den kleinen Gemeinden. Das führe natürlich auch 
zu persönlichen Erfahrungen, die dann wieder 
Auswirkungen hätten auf die Einschätzung.  

Eine Frage zielte auf die Veränderung der 
Landschaft. Es sei wahrscheinlich noch etwas zu 
früh, dazu jetzt schon sehr deutliche Aussagen zu 
treffen. Aber auch hier würde er vermuten, dass 
sich die Landschaft der Zivilgesellschaft 
insgesamt verändern werde. Es werde sicher 
Organisationen geben, die dann am Schluss ein 
Jahr oder vielleicht noch länger Pandemiezustand 
schlicht nicht überlebten, sei es aus finanziellen 
Gründen, sei es weil sie einfach auseinander 
brächen. Nachdem man wisse, dass von den 
vielen Hundertausend, 600.000 bis 800.000 
Organisationen die meisten kleine lokale 
Organisationen seien, müsse man befürchten, dass 
das ziemlich viele treffe, während natürlich ein 
großer stabiler Verband das leichter aushalten und 
überleben könne.  

Es habe dann ein paar Fragen zu den 
Anmerkungen, die in dem nicht vorgetragenen 
aber übersandten Teil seines Statements 
aufschienen, gegeben. Zunächst einmal 
Koordinierung der Hilfsangebote. In der ersten 
Studie hätten die Kollegen, die das gemacht 
hätten, 140 Bundes- und Landesbehörden 
angeschrieben. Auf das Anschreiben von 
kommunalen Stellen hätten sie verzichtet, weil 
das uferlos geworden wäre. So sehr man natürlich 
wisse, auch aufgrund der Verfassungssituation, 
dass hier vor allem die Länder gefordert seien, so 
sehr könnte man sich schon erwarten, dass es auf 
Landesebene zentrale Ansprechstellen gebe. Denn 
für einen Verein, der nun nach Hilfsangeboten 
oder anderen Ratschlägen suche, sei es gar nicht 
machbar sich an so viele unterschiedliche Stellen 
zu wenden, schon gar nicht, wenn der ganze 
Verein nur ehrenamtlich funktioniert. Also eine 

Koordination auf Landesebene und vielleicht für 
die Bundesmaßnahmen auch auf Bundesebene 
eine zentrale Ansprechstelle, ein one-stop, wäre 
da auf jeden Fall angebracht.  

Das Zweite, warum funktionierten manche 
Angebote, die theoretisch auch für 
zivilgesellschaftliche Organisation offen sind, in 
der Praxis dann doch nicht? Das hätten auch viele 
sehr konkret erfahren, indem sie also zunächst 
mitbekommen hätten, dass da auch gemeinnützige 
Organisationen Anträge stellen können und die 
zuständige Landesbehörde, die das habe umsetzen 
sollen, habe sofort dagegengehalten. Ihm sei ein 
sehr eklatantes Beispiel aus Nordrhein-Westfalen 
im Kopf. Da habe man gesagt: „Nein, nein, nein 
die Zivilgesellschaftlichen nehmen wir da gar 
nicht erst mit rein.“ Das aus unterschiedlichen 
Gründen, unter anderem weil die oft den 
Eigenbeitrag nicht aufbringen könnten und auch 
nicht darlehensfähig seien. Einem Verein gebe die 
Bank normalerweise kein Darlehen. Oder aus 
anderen eher formalen bürokratischen Gründen 
habe sich manches, was zunächst für die Vereine 
gedacht gewesen sei, dann letztlich als für die 
Vereine doch nicht praktikabel, doch nicht 
durchführbar erwiesen. In anderen Ländern habe 
man das anderes gemacht. Da habe man spezielle 
Zivilgesellschafts-Rettungsschirme aufgespannt, 
so in der Schweiz, in Österreich, in 
Großbritannien. Auch in anderen Ländern habe 
man ein Rettungsschirmprogramm für die 
Zivilgesellschaft aufgelegt und damit haben dann 
auch alle besser umgehen können.  

Eine Frage habe er noch zum Thema 
Bürgerbeteiligung gehabt. Bürgerbeteiligung sei 
immer eine gute Sache, ganz klar. Nur es dürfe 
dabei nicht die organisierte Zivilgesellschaft 
herausgedrängt werden. Und wenn man sich die 
Bürgerbeteiligungs-Konzepte anschaue, sei es gar 
nicht so selten der Fall, dass statt den 
eingeführten Vereinen und Stiftungen, die 
natürlich auch Know-how und Erfahrung 
angesammelt hätten, aber oft auch sozusagen 
dagegen hielten, eben Bürgerinnen und Bürger ad-
hoc eingeladen würden, die sehr viel weniger in 
der Materie drinsteckten und dann gerate die 
Bürgerbeteiligung im Grunde genommen zu einem 
Schaulaufen ohne Folgen. Da müsse man wirklich 
aufpassen, dass man da nicht das Kind mit dem 
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Bade ausschütte. Er glaube, er habe so ungefähr 
alles abgearbeitet, was an ihn gerichtet gewesen 
sei. Sollte das nicht der Fall sein, bitte er um 
Entschuldigung.  

Die stellv. Vorsitzende dankt und erklärt, in 
diesem Falle frage man einfach noch einmal nach. 
Markus Hofman sei mit der Beantwortung der 
Fragen an der Reihe. 

Markus Hofmann (KiHo, Hannover) führt aus, er 
sei gefragt worden, welche Veränderungen sich 
durch Corona in ihrer alltäglichen Arbeit jetzt 
ergeben hätten. Ein wichtiger Punkt seien 
natürlich die Finanzen. Aber, das könnten alle 
anderen Herren mit Sicherheit besser 
beantworten, als er das könne. Was man ganz klar 
feststelle, die Nachfrage nach Hilfe und 
Unterstützung sei wahnsinnig zurückgegangen. 
Das habe aus ihrer Sicht verschiedene Gründe. 
Erstens, dass man keine Öffentlichkeitsarbeit 
mehr machen könne. Man könne nicht mehr 
informieren, welche Leistungen man anbiete, das 
heiße, die betroffenen Familien hätten keine 
Möglichkeit mehr, sie anzufragen, weil die 
Familien es nicht wüssten. Des Weiteren sei es so, 
dass die Familien, die betroffen seien, sich 
momentan durch Corona natürlich fürchteten und 
sich hüteten, jemand Fremden in ihre Wohnung 
oder in ihre Räumlichkeiten zu lassen. Also 
gerade während Corona, wo man die Kontakte 
möglichst beschränken solle, sei es natürlich 
wahrsinnig schwer, überhaupt Menschen zu 
erreichen oder da auch zu helfen.  

Abg. Aggelidis habe gefragt, wie die Politik da 
helfen könne. Die Frage sei leicht, die Antwort sei 
sehr schwierig, weil die Abgeordneten das Virus 
auch nicht weghexen könnten. Auf der anderen 
Seite gebe es vielleicht die Möglichkeit, dass 
wenn der Impfstoff zur Verfügung stehe, dass in 
der Reihenfolge der Wichtigkeit -es gehe auch um 
Risikogruppen- also, dass vielleicht solche 
Familien und auch die ehrenamtlichen Helfer 
entsprechend berücksichtigt würden. Das seien 
seine Antworten auf Notizen, die er gemacht habe. 

Die stellv. Vorsitzende bittet Peter Johannsen um 
seine Antworten.  

Peter Johannsen (Hospiz Nordheide gGmbH) 

hofft, dass er das alles einigermaßen verstanden 
habe. Das sei ein bisschen schwierig gewesen. Im 
Grunde genommen zielten die Fragen, die man an 
ihn gerichtet habe, eigentlich auch alle in diese 
Richtung: Welche Hilfen seien notwendig? Wie 
könne die Versorgung stattfinden? Welche 
Vorgaben brauche es vielleicht? Was sei 
schwieriger geworden? 

Schwieriger geworden sei natürlich, dass man 
beim ersten Lockdown ein völliges Besuchsverbot 
ausgesprochen hatte. Man habe sich daran halten 
müssen, habe ambulante Hospizdienste nicht 
mehr ins Haus gelassen, ebenso wie die Besucher. 
Man habe es nur langsam, wie er es schon 
dargestellt habe, wieder gelockert so, dass man in 
die Begleitung am Bett nur einzelne Hospizgäste 
einbeziehe, die wenig oder keine Angehörigen 
hätten. Letztendlich sei es dann aber auch so, wie 
es eben Herr Hofmann schon beschrieben habe. Es 
sei auch so, dass viele Hospizhelfer nicht zur 
Verfügung stünden. Und wie könne man es 
hinkriegen, dass man diese Angst einmal der 
Einrichtung, der Familien und der 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer begegne, 
dass man ihnen die Angst nehme? Das sei sehr 
schwierig. Grundsätzlich sei es so, dass er sage, 
einmal müsse der Austausch unbedingt hergestellt 
werden. Man könne den Austausch im Moment 
nicht machen, weil man meistens die 
Räumlichkeiten dafür nicht habe. Die 
Räumlichkeiten seien zu klein, um sich in einer 
Gruppe mit vernünftigen Abstandsregeln zu 
treffen. Das und auch die Supervision wäre dann 
machbar. Das seien Dinge, wenn die herzustellen 
seien, würde das natürlich sehr hilfreich sein. Für 
die Einrichtung und auch für die Koordinatoren 
sei es so, dass man eigentlich keine klaren 
Vorgaben habe, wie man sich verhalten solle. Die 
Einrichtungen, wie die stationären Hospize, 
stünden eigentlich ein bisschen im Regen 
gelassen. Er wisse es aus den Einrichtungen; jeder 
mache es anderes. Ziemlich streng bis zu fast 
generellen Besuchsverboten, auch für Angehörige, 
bis dahin, dass es irgendwo dieses Virus nicht zu 
geben scheine. Da gebe es keine Maßgaben, wie 
man mit den Mitarbeitern spreche, wie man mit 
den Ehrenamtlichen spreche und was man ihnen 
mit auf den Weg geben könne, was denn nun 
sicher sei. Also es sei immer wieder ihre 
Einschätzung, die auch von anderen angezweifelt 
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werde. Das wäre sehr hilfreich, wenn man da 
irgendetwas bekomme.  

Letztendlich die Wertschätzung für die 
ehrenamtliche Arbeit. Die könne man im Moment 
nicht vermitteln, man treffe die Ehrenamtlichen 
nicht. Ob es über technische Möglichkeiten gehe? 
Viele seien damit nicht ausgestattet. Man könne 
sie über das Web nicht erreichen. Das sei auch 
keine Lösung oder man müsste Lösungen 
schaffen, um diese Ausstattung den 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern zur 
Verfügung zu stellen, was natürlich sehr 
kostenintensiv sei. Er hoffe, dass er damit die 
Fragen soweit beantwortet habe.  

Die stellv. Vorsitzende dankt Herrn Johannsen 
und erteilt Dr. Holger Krimmer das Wort.  

Dr. Holger Krimmer (ZiviZ) erklärt, es seien viele 
Fragen gewesen. Er versuche, es ein bisschen 
zusammenzunehmen.  

Erste Frage, Unterschiede urban/ländlich und die 
Frage einer langfristigen Veränderung von 
Strukturen. Die nehme er kurz zusammen und 
würde gerne bei urban/ländlich unbedingt 
hinzufügen, ja es gebe einen großen Unterschied 
im Bereich Digitalisierung. Er wolle es 
anekdotisch machen. Man habe einen 
Interviewpartner gehabt, der meinte, er wohne in 
der ländlichen Region. Um morgens seine E-Mails 
zu prüfen, jetzt gerade in der Krise, fahre er 10 
Kilometer mit dem Auto bis zu einer Apotheke, 
wo ein Rechner angeschlossen sei und er einen 
Netzzugang habe. Das sei eine Extremsituation 
und nicht generalisierungsfähig, aber das Thema 
Digitalisierung setze natürlich eine bestimmte 
Form von Netzausbau, Infrastrukturen voraus, die 
sehr ungleich verteilt seien.  

Zum Thema langfristige Veränderung von 
Strukturen und noch ein, zwei kurze 
Anmerkungen. Er sei sehr vorsichtig bei dieser 
Unterscheidung, ein großer Verband komme 
besser durch die Krise, kleine Organisationen 
weniger. Der entscheidende Punkt, den man 
festgestellt habe, sei recht größeninvariant. Es sei 
die Frage, wie hoch der Anteil von 
selbsterwirtschafteten Mitteln am 
Gesamtfinanzierungmix der Organisation sei. Und 

viele kleine Karnevalsvereine, 
Taubenzüchtervereine oder ähnliche hätten eine 
stabile Mitgliedschaftsstruktur. Diese Einnahmen 
liefen weiter. Die träten gerade auch nicht aus, 
auch nicht nach sieben Monaten und hätten eher 
reduzierte Ausgaben. Das sei nicht so der große 
Problempunkt. Man habe im Sport ganz andere 
Situationen. Wenn die Olympiade nächstes Jahr 
möglicherweise ausfalle oder weniger Gewinne 
darüber hereinkämen, hätten die Sportverbände 
ein riesen Problem. Und das seien große 
Organisationen. Insofern die Unterscheidung 
groß/klein teile er nachdrücklich nicht. 

Bei den Mitgliedschaften, und deswegen sei er 
auch ganz vorsichtig hierbei, habe man keinen 
Präzedenzfall, von dem man rückschließen könne. 
Man wisse momentan, es gebe viele 
Vereinsaustritte gerade von jungen Mitgliedern, 
wo Kinder und Jugendliche Sportvereine 
frequentieren, die Eltern sie abmeldeten, weil sie 
sähen, dass ihr kleiner Sohn oder ihre Tochter 
diesen Kurs nicht mehr besuchen könne. Ob die 
sich nächstes Jahr zurückmeldeten oder nicht, 
man habe keinen Analogiewert. Insofern glaube 
er, sei momentan bei dieser Frage der Strukturen 
sorgfältige Beobachtung angesagt, aber er sei 
vorsichtig mit Vorausblicken.  

Dritter Punkt, Spenden. Das würde er definitiv 
noch kurz korrigieren wollen. Es sei vorhin gesagt 
worden, er wisse nicht mehr, wer es eingeworfen 
habe, dass das Thema Spenden die letzten 10 
Jahre zurückgegangen sei. Es gebe in Deutschland 
drei Spendenstatistik vom Statistischen 
Bundesamt, dem Deutschen Zentralinstitut für 
soziale Fragen (DZI) und noch dazu den 
Deutschen Spendenrat. Alle sagten unisono, man 
habe über 10. Jahre ein starkes Wachstum und 
gingen momentan von einer Größenordnung von 
ungefähr 10 Milliarden Euro privater Spenden in 
Deutschland aus, plus -das sei eine Studie vom 
Stifterverband vor zwei Jahren vorgelegt mit 
Bertelsmann- ungefähr 10 Milliarden von 
Unternehmensspenden. Es gebe also definitiv ein 
Wachstum. Man habe ein immenses 
Spendenvolumen in Deutschland und man wisse -
und er glaube, da sei das Spendenthema sehr 
spannend zu beobachten, auch für den 
Unterausschuss- dass das Spendenvolumen in der 
Krise eher zugenommen habe, aber, dass es eine 
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qualitative Veränderung gebe. Viele 
Organisationen sagten, bei ihnen komme weniger 
an, obwohl das Volumen insgesamt zugenommen 
habe. Man wisse auch, es gebe einen neuen Typus 
der Spende nämlich den sozialraum-
nachbarschaftsbezogenen, der sich auf den 
eigenen Lebenskontext beziehe und weniger die 
zum Beispiel krisengebunden Spenden, wie bei 
Hochwasserkatastrophen oder anderen 
Katastrophen im fernen Ausland. Insofern sei das 
Thema Spenden relativ komplex und man könne 
momentan noch nicht ganz klar sagen, wo man 
derzeit stehe. 

Vierter Punkt, Rolle der DSEE. Dazu nur 
holzschnittartig, da das ein riesen Thema sei. Er 
habe von Computer-Skills gesprochen oder von 
den Zukunftskompetenzen von Organisationen. 
Da könnte die DSEE unglaublich Wichtiges 
leisten, weil die DSEE habe, auch wenn sie 20, 25 
Millionen oder 30 Millionen Euro habe, ganz 
gleich wieviel, stelle man die organisierte 
Zivilgesellschaft gegenüber, so habe diese nach 
einer Auswertung, die man mit dem Statistischen 
Bundesamt 2010 gemacht habe, eine 
Bruttowertschöpfung von ungefähr 90 Milliarden 
Euro. Wenn man einfach nur linear das 
Wirtschaftswachstum fortschreibe, sei man bei 
120-130 Milliarden Euro. Das heiße, die 20 
Millionen Euro seien nicht der große 
Changemaker. Aber wo die DSEE viel machen 
könne, sei zum Beispiel Curricula zu entwickeln, 
ein Profil zu entwickeln, welche Kompetenzen 
Führungskräfte oder einfach engagierte Haupt- 
und Ehrenamtliche in den nächsten Jahren 
brauchten, um neue Herausforderungen zu 
meistern. Er glaube, so ein Wissen müsse dann 
sinnvoll mit einer Struktur, die auch den Roll-out 
hinbekommen könne, den Akademien der 
Verbände, den Engagement fördernden 
Einrichtungen in Kontext, in Dialog gesetzt 
werden.  

Die Frage nach neuen Zielgruppen für 
Engagement. Er wolle es fast dabei bewenden 
lassen, zu sagen, die Frage sei wichtig und man 
müsse sie auf dem Schirm haben. Bei allen 
Studien, auch ihr letzter Survey von 2017 habe es 
sehr deutlich gemacht, je tiefer man in das Herz 
eines Vereins komme, umso kulturell homogener 
werde die Struktur. Die meisten hätten 2015/2016 

noch gesagt: „Wir machen Angebote für 
geflüchtete Menschen.“ Wenn man geschaut habe, 
wo sie denn in den Mitgliedschaftsstrukturen drin 
seien, Geflüchtete oder dann auch um Migranten 
erweitert, sei das ein kleiner Prozentanteil. Wenn 
man schaue, wo seien die Engagierten und dann 
am Schluss die Vorstände, so sei es immer 
kulturell homogener geworden. Das sei eine Falle, 
in die tappten Organisationen relativ schnell 
hinein. Insofern, genau wie es vorhin auch 
vorgeschlagen worden sei, eine Öffnung in 
Richtung interkulturelle Öffnung oder in Richtung 
Jugendliche, sei ein ganz wichtiger Punkt. Letzte 
Anmerkung dazu. Jugendliche seien insbesondere 
deswegen wichtig, weil man mit der 
zunehmenden Digitalisierung ein Generationen-/ 
Kulturbruchthema die nächsten Jahre absehbar 
haben werde. Das könne man einfangen. Das sei 
kein riesen Problem. Man müsse es aber tun. Man 
müsse es mit strategischem Vorausblick machen 
und hier könne die DSEE einiges machen.  

Zu den letzten beiden Punkten. Die Frage nach 
den Beratungsinfrastrukturen. Der kleinste 
Balken, habe Abg. Aggelidis gemeint, sei der von 
den öffentlichen Einrichtungen, der Engagement 
fördernden Einrichtung. Das sehe er genauso und 
er habe dann auch noch die kühne These 
angeschlossene, man brauche ein 
Bundesmodellprogramm Freiwilligenagenturen 
oder Mehrgenerationenhäuser, am besten 
zusammen, um sie dort aufzubauen. Er glaube, da 
führe kein Weg heraus. Was man über 20 Jahre in 
der Engagementpolitik in Deutschland gemacht 
habe, war der sukzessive gezielte Aufbau von 
Infrastrukturen vor Ort über hunderte von 
Freiwilligenagenturen, Mehrgenerationenhäusern, 
„MitMachZentralen“ in Mecklenburg-
Vorpommern und so weiter. Das sei die 
Infrastruktur, die man momentan habe. Und auch, 
wenn die momentan der kleinste Balken seien, sei 
es der einzige Hebel, den man in die Breite habe. 
Insofern, ja er glaube, das Problem sei massiv, 
weil sie der kleinste Balken seien. Sie würden 
auch nicht genutzt und die Kompetenzen in 
diesen Strukturen fehlten häufig im enormen 
Ausmaß. Aber genau da müsse man ran und 
deswegen müsse man es auch möglichst schnell.  

Letzter Punkt zur Politik. Da seien vier oder fünf 
Einlassungen gekommen, zur Fragestellung 
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Verantwortlichkeiten neu zu strukturieren, 
Vorbild Baden-Württemberg, das finde er, sei ein 
klasse Vorbild, Sichtbarkeit, dann sei die Idee 
gekommen, im ordentlichen Ausschuss dazu 
möglicherweise auch eine Anhörung zu machen. 
Er führe fort, es gebe auch eine Diskussion eines 
ordentlichen Ausschusses „Bürgerschaftliches 
Engagement“ seit 4 Legislaturperioden, ob der 
Unterausschuss einmal zu einem ordentlichen 
Ausschuss aufgewertet werden könnte und sollte. 
Er könne hinter jedem Punkt „ja“ sagen, eindeutig 
ja. Auch der Punkt der vorhin noch einmal 
gefallen sei und er habe extra nicht auf ihre 
eigenen Empfehlungen verwiesen, sondern auch 
auf die Bundesratsinitiative, die das aufgegriffen 
habe. Also, um das Problem noch einmal deutlich 
zu machen. Wenn man momentan sage, man 
wolle, dass alle in der Bevölkerung aus Gründen 
des Zusammenhalts mitmachten, Abstandsregeln 
einzuhalten und man wisse, dass der 
Resonanzkörper für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und die Infrastruktur, die lokale 
Vereinsszene sei, die 40 Millionen Engagierten 
und so weiter, dann sei es für ihn vollkommen 
unverständlich, warum nicht in einem wirklich 
aufwertenden Format, ob das ein Kanzleramts-
Gipfel sei, ein Treffen beim Bundespräsidialamt, 
Bundespräsident oder sonst etwas, es sei 
vollkommen dahingestellt, aber wirklich in einem 
aufwertenden Format dieses Potenzial in Szene 
gesetzt werde und die Engagierten auch sähen, sie 
werden wahrgenommen. Ob jetzt eine Soforthilfe 
mit fünf Millionen Euro angeschlossen werde 
oder nicht, sei für ihn nicht der entscheidende 
Punkt. Aber momentan habe man einen 
Krisenbewältigungsmodus der Exekutive im 
Alleingang, der sich langsam parlamentarisch 
öffne und er glaube, man brauche einen Schritt, 
drei Schritte weiter Richtung Zivilgesellschaft 
und da sei man noch lange nicht angekommen.  

Die stellv. Vorsitzende dankt Dr. Krimmer und 
bittet um die Antworten von Prof. Dr. 
Hardinghaus. 

Prof. Dr. Winfried Hardinghaus (Deutscher 
Hospiz und Palliativ Verband e. V.) führt aus, 
bevor er gleich einige Punkte nenne, wolle er Dr. 
Krimmer doch sagen, dass man, was die Spenden 
betreffe, im Hospiz- und Palliativbereich anderes 
beobachte. Herr Johannsen könne das vielleicht 

bestätigen, dass im Hospizbereich und in der 
Palliativversorgung die Spenden zurückgegangen 
seien, wobei er das nicht allein auf die Krise 
zurückführe. Das sei eine Entwicklung, die 
beobachte man schon -Abg. Pahlmann in ihrem 
Bereich vielleicht auch- seit zwei bis drei Jahren, 
dass es insgesamt weniger geworden sei. 

Eine Geschäftsführerin eines sächsisch-
anhaltinischen Hospizes habe ihm neulich 
berichtet, dass ungefähr 50 Prozent ihrer 
Ehrenamtlichen nicht kämen, weil sie einfach 
Angst hätten, sich anzustecken. Das sei heute 
auch noch einmal zur Sprache gekommen. Der 
Schutz der Ehrenamtlichen, den müsse man 
verstärken. Was könne man da tun, um die 
Ehrenamtlichen zu stabilisieren und auch zu 
halten? Da gebe es verschiedene Möglichkeiten. 
Das zunächst Wichtige hier sei, das habe er schon 
in seinem Statement kurz erwähnt und Herr 
Hofmann hatte auch noch einmal darauf 
hingewiesen, dass die ehrenamtlichen 
Hospizhelfer mit zu den priorisierten Gruppen bei 
der Impfung zählen sollten. Das wäre, weil gefragt 
worden sei, was die Politik ganz klar tun könne, 
eine ganz klare Forderung ihrerseits.  

Insgesamt sollte man auch daran denken, die 
Hospiz- und Palliativversorgung weiter mit 
auszubauen. Im Zuge des Paragraph 217 StGB 
werde dies ohnehin diskutiert. Das stärke 
natürlich auch die Ehrenamtlichen.  

Dann gebe es, darauf wolle er hinweisen, auch 
nach ihrer Studie, die sie im letzten Jahr 
durchgeführt hätten, die typische Ehrenamtliche 
im Hospizbereich, die sei nämlich 60 Jahre alt, 
Frau und stamme aus der Mittelschicht oder 
Oberschicht. Alle müssten daran arbeiten, dass 
sich das Ehrenamt in den nächsten Jahren 
verändere. Es müsse jünger werden, es sollten 
mehr Männer teilnehmen und, das sei gesagt 
worden, mehr Menschen mit Migrationserfahrung. 
Mit dem Bundesfamilienministerium sei man da 
dran, habe auch eine Initiative für das junge 
Ehrenamt entwickelt, mit Auszeichnung für das 
junge Ehrenamt.  

Was noch wichtig sei, beim Hospiz- und 
Palliativgesetz aus dem Jahr 2015 sei noch eine 
Forderung offen, die noch nicht erfüllt worden 
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sei, nämlich die Förderung regionaler Netzwerke. 
Es erscheine ihm als ganz wichtiger Punkt, dass 
auch Geldmittel zur Verfügung gestellt würden für 
zum Beispiel eine Koordinatorin oder einen 
Koordinator in einer politischen Region. Das 
Bundesgesundheitsministerium habe gerade dazu 
einen Gesetzentwurf entwickelt, man habe da 
beratend Pate gestanden, dass eben regionale 
Netzwerke, die auch das Ehrenamt mit 
einbeziehen. Da gehe es um Vermittlung und 
Koordination, die dem Ehrenamt in größeren 
Netzwerke nützten werden. Im Kleineren seien es 
sicher mehr Verbünde. Darauf sei hingewiesen 
worden, dass zum Beispiel Caring-Communities 
im kleineren Bereich gefördert würden, 
Nachbarschaftshilfe. Auch da sei das Ehrenamt 
gefragt. Das seien Dinge auf die man achten sollte, 
die man fördern könnte. Die Politik könne 
vielleicht auch noch beruhigend auf 
Ehrenamtlicher einwirken, dass eben Schnelltests 
gesichert seien, auch die Einrichtungen natürlich 
darauf hinweisen, dass Schutzkleidung gesichert 
sei und letztendlich gehe es tatsächlich, das sei 
auch gesagt worden, nicht in erster Linie um Geld 
-es gehe auch um Geld-, sondern in erster Linie 
gehe es, das erlebe man immer wieder, das Wort 
habe Herr Johannsen eben in den Mund 
genommen, um die Wertschätzung der 
Ehrenamtlichen. Es sei ganz wichtig, dass man sie 
weiterhin in ihrer Arbeit anerkenne, fördere und 
auch wertschätze. Denen geh es nicht um das 
Geld.  

Die stellv. Vorsitzende dankt Prof. Dr. 
Hardinghaus und erinnert daran, es habe noch 
eine Frage an den Parlamentarischen 
Staatssekretär, Stefan Zierke gegeben. Er müsse 
um 13:30 Uhr in die nächste Telefonkonferenz, 
sodass sie ihn direkt drannehmen werde. Die 
Frage sei noch konkretisiert bzw. angemerkt 
worden, das vielleicht auf der Ebene eines 
Kanzlerinnen-Gipfels zu machen mit fünf 
Millionen Euro. Vielleicht könne PStS Zierke ganz 
kurz die Frage beantworten oder sagen, welche 
Anregung er dazu vielleicht habe.  

PStS Stefan Zierke (BMFSFJ) antwortet, 
mitnehmen könne er die Idee, aber sagen könne er 
dazu jetzt natürlich nichts.  

Im Ministerium müsse man zum einen natürlich 

immer den Föderalismus beachten. Wenn man 
auch ein Bundesinteresse habe, sei es jedoch 
Ländersache und alles im Ministerium müsse sich 
daran ausrichten und natürlich auch in diesem 
Zusammenhang gesehen werden. Die Ministerin 
habe ein hohes Interesse, gerade im Bereich 
Engagement/Ehrenamt unterstützen zu dürfen. 
Das sehe man auch an den Programmen, die man 
mehr auflege. Die Stiftung Ehrenamt und 
Engagement sei schon erwähnt worden. 

Aber, was man im Haus habe, sei eine eigene 
Abteilung, die sich mit dem ganzen Bereich 
Palliativ/Hospiz beschäftige. Und Dank des 
Bundeshaushaltsgesetzes, das man letzte Woche 
beschlossen habe und da auch Danke an die 
Haushälter, da habe man zusätzlich noch einmal 
auch für diesen Bereich Ideen und Geld 
mitbekommen und schaue nun auch, wie man das 
dann letztendlich umsetze. Wie die Programme 
im Detail aussähen, könne er an dieser Stelle noch 
nicht sagen, das arbeite man jetzt aus. Aber die 
Unterstützung, die sei da.  

Alles was baulich sei, dafür habe man auch ein 
kleines Programme aufgelegt, aber wie gesagt, das 
müsse über die Länder gehen, weil der Bund hier 
die Zuständigkeit nicht habe. Das Thema sei so 
präsent, dass die zuständige Mitarbeiterin Frau 
Hartwig, die Sachverständigen würden sie sicher 
alle kennen, bei vielen Veranstaltungen mit dabei 
sei und auch immer schaue, wo man ansetzen 
müsse, womit man helfen könne. Da sei der 
Ehrenamtsbereich ein großer Bereich.  

Was heute schon angesprochen worden sei, es 
gebe nach wie vor weiße Flecken in Deutschland, 
wo nicht überall Palliativmedizin ankomme, wo 
nicht überall Hospize vorhanden seien. Darauf 
konzentriere man sich in nächster Zeit, dass man 
weiße Flecken etwas besser ausleuchten wolle 
und dort mehr für Hospiz-/Palliativmedizin 
mache. 

Ein großer Bereich sei da natürlich gerade die 
Palliativmedizin im Kinder- und Jugendbereich. 
Da gebe es noch viel zu tun. Als 
Bundesministerium für Familie sei man da in 
enger Abstimmung mit dem 
Bundesgesundheitsministerium und versuche, 
dort zu helfen und auch die Strukturen mit 
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aufzubauen und vor allen Dingen auch die 
Netzwerke zu bilden zwischen den einzelnen 
Akteuren, die vor Ort seien. Vielleicht so viel von 
seiner Seite.  

Die stellv. Vorsitzende stellt fest, von der Zeit her 
schaffe man es, in eine zweite Fragerunde zu 
gehen. Allerdings könnten die 
Ausschussmitglieder die Fragen nicht so sehr in 
der Bereite stellen, da man ja noch alle Antworten 
hören wolle. Für die CDU/CSU habe sich Abg. 
Patzelt gemeldet.  

Abg. Martin Patzelt (CDU/CSU) begrüßt alle 
Anwesenden in der Runde. Er bedankt sich erst 
einmal für die anregende Diskussion, die ihm 
persönlich auch viel mitgebe. 

Seine Fragen seien diese: Könnten sich die 
Experten vorstellen, dass die Deutsche Stiftung 
für Ehrenamt und Engagement tatsächlich auch 
für die Hospize ein Helfer werde? Denn sie habe 
erhebliche Mittel zur Förderung einerseits, aber 
ob sie konkrete Förderung, das heiße also auch 
Digitalisierungsprogramme und dazu auch 
Beratung anbiete, das sei die eine Frage.  

Die andere Frage sei, die Motivation von 
Ehrenamtlichen werde immer auch sehr stark 
davon abhängig sein, wie Offizielle und 
Hauptamtliche ihnen zur Seite stünden, nicht nur 
mit Wertschätzung, sondern auch in konkreten 
Problemlagen. Welche Erfahrung hätten sie, die 
Frage gehe an Dr. Krimmer und Herrn Hofmann, 
eigentlich in der Zusammenarbeit zwischen 
Kommune und Hospiz? In seinem Wahlkreis gebe 
es drei Hospize und er wisse, dass die sehr darauf 
angewiesen seien, dass es in der Kommune 
Ansprechpartner gebe und, dass auch die 
Trägerverbände eine entsprechende Fortbildung 
anböten. Die Trägervereine seien für ihn 
überhaupt nicht richtig zur Sprache gekommen, 
weil es bei ihm Trägervereine größerer Art seien, 
die diese Hospize eigentlich trügen und da habe 
er gedacht, sei die Problematik dann etwas besser 
aufgehoben als in einem kleinen Verein, der für 
sich alleine dort arbeite. 

Unterstützen wolle er noch einmal, dass es eines 
Bundesprogramms bedürfe, um die kommunalen 
Strukturen im Ehrenamt zu fördern. Da habe er 

sich den Mund fusselig geredet und sei schon ein 
bisschen enttäuscht. Die Freiwilligenagenturen 
seien so hilfreich und so gut und wenn man diese 
Struktur fördern würde, hätte man auf 
kommunaler Ebene, wo das Leben ja stattfinde, 
eine entsprechende Struktur.  

Die stellv. Vorsitzende gibt Abg. Höchst von der 
AfD-Fraktion das Wort.  

Abg. Nicole Höchst (AfD) gibt an, noch einmal 
einen Fragenkomplex an die Hospizvertreter zu 
richten. Sie habe verstanden, dass die Gewinnung 
von Ehrenamtlichen, natürlich auch aufgrund des 
Angstphänomens, durch Corona nicht einfacher 
geworden sei. Die meisten freiwillig Engagierten 
in dem Bereich seien nach Statistiken, die ihr 
vorliegen, Frauen um die 60, die sich 
möglicherweise zurückziehen, weil sie eigene 
Familie haben. Wie könne man die Interessen gut 
ausgleichen? Es sei jetzt schon die Vorrangigkeit 
von Impfungen angesprochen worden. Sie wisse, 
es helfe nicht vielen, aber, sie würde ihre 
Impfdosis zur Verfügung stellen. Nicht weil sie 
Impfgegnerin sei, sondern weil sie es einfach 
nicht vertrage und sowieso nicht nehmen könne. 
Aber das Impfen könne ja nicht das Einzige sein, 
was uns langfristig begleite. Wie sei denn diese 
akute Sterbephase definiert? Denn im Grunde 
genommen, wenn da ausreichend Immunisierte 
oder Leute, die nicht mir erkranken könnten, sich 
bereit erklären würden, in dieser Phase zu 
alleinstehenden Patienten zu gehen, dann wäre 
das doch eine gute Sache. Sie könne sich darüber 
schlecht eine Vorstellung machen. Spreche man 
über einen Zeitraum von Monaten, Wochen, 
Tagen? Denn gerade in dieser letzten Zeit wäre es 
schlimm, die Leute alleine zu lassen. 

Die stellv. Vorsitzende erteilt anschließend für die 
SPD-Fraktion Abg. Stadler das Wort.  

Abg. Svenja Stadler (SPD) dankt noch einmal 
herzlich allen Sachverständigen für ihre Beiträge 
und auch für den Beitrag, den sie für die 
Gesellschaft leisteten. Sie habe sehr ergriffen, was 
Herr Johannsen vorhin erzählt habe bezüglich 
derjenigen, die allein sterben und auch der Beitrag 
der Ehrenamtlichen, wie sie damit umgehe und in 
welchem Konflikt sie stehe. Sie habe daran 
denken müssen, wie ihre Kollegin letzte Woche 
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noch einmal einen Appell an alle gerichtet habe, 
dass man nicht diskriminierend mit Seniorinnen 
und Senioren umgehen solle und in Bezug auf 
Vereinsamung. Das zusammen sei in der Corona 
Krise schon ziemlich erschütternd.  

Sie habe einige Fragen an Herrn Johannsen und an 
Herrn Prof Dr. Hardinghaus. Sie werde sie ganz 
kurz halten und nicht großartig beschreiben. Herr 
Johannsen habe vorhin gesagt, dass er Sorge habe, 
dass nach Corona die Ehrenamtlichen nicht mehr 
in der Form oder in der großen Anzahl 
zurückkämen und Unterstützung leisteten, wie es 
im Moment sei oder auch davor der Fall gewesen 
sei. Sie habe ehrenamtliches Engagement bis jetzt 
so begriffen, dass man ein Senfkorn von Hoffnung 
habe und dann wachse es und wenn man einmal 
damit infiziert sei, sich zu engagieren, dann sei 
man es immer. Deswegen sei ihre Frage: Warum 
vermuten Sie das? Und welchen Beitrag können 
wir alle leisten, dass das nicht der Fall ist, dass 
wir doch diejenigen wieder engagiert in den 
Hospiz- und Palliativbereich bekommen, wie wir 
das uns alle wünschen und wie es vorher war? 
Die gleiche Frage stelle sie auch Herrn Prof. Dr. 
Hardinghaus.  

Dann die Frage, welche Rolle Digitalisierung jetzt 
in dieser Phase spiele, aber auch darüber hinaus. 
Also, wenn man über Ehrenamtliche spreche, die 
man ja auch ausbilden könnte. Sei das eine Form 
von Digitalisierung? Sei das in der Zukunft 
möglich? Gar nicht im Ist-Zustand. Es sei immer 
wieder beschrieben worden, dass die Ausstattung 
nicht immer da sei. Aber wäre das etwas für die 
Zukunft, was wir im Blick behalten sollten?  

Weiterhin habe sie an Dr. Krimmer zwei Fragen. 
Er habe vorhin von Aufwertung gesprochen. Die 
Diskussion um einen ordentlichen Ausschuss 
hätten Abg. Pahlmann und sie seit 2013 und 
kämpften immer auf allen Ebenen dafür. Aber das 
alleine bringe ja nicht eine Aufwertung. Welche 
konkreten Punkte sehe er da noch? Das würde sie 
noch einmal interessieren. Also neben den 
warmen Worten, die man ja gerne sonntags 
spreche, sie als Politikerinnen und Politiker. 
Engagementpolitiker meinten das aber ernst.  

Corona sei negativ für das Engagement. Das sei gar 
keine Frage. Aber es gebe doch immer auch eine 

andere Seite der Medaille, nämlich eine positive. 
Sie frage Dr. Krimmer, welche die Chancen seien, 
ob er dort an der einen oder anderen Stelle den 
Abgeordneten einen Hinweis geben oder den 
Blick dort hinwenden könne. 

Dr. Graf Strachwitz entlasse sei auch nicht ohne 
eine Frage. Erst einmal danke sie ihm für das Zitat 
in Bezug auf das Jahrsteuergesetz. Das Zitat teile 
sie und unterstreiche es doppelt. Nichtsdestotrotz 
habe er vorhin gesagt, dass man nicht immer alles 
nur mit Geld machen könne. Sie frage, was das 
denn konkret für die Politik heiße, außer der 
Forderung nach einem ordentlichen Ausschuss, 
die man schon kenne. Was darüber hinaus wäre 
sein Wünsch so kurz vor Weihnachten an die 
Politiker/innen im Unterausschuss?  

Die stellv. Vorsitzende dankt, Abg. Aggelidis 
stelle für die FDP-Fraktion die nächste Frage.  

Abg. Grigorios Aggelidis (FDP) legt dar, da Abg. 
Patzelt schon die Frage an das Ehrenamt oder an 
die Leute von der Basis gestellt habe, würde er Dr. 
Krimmer noch etwas fragen wollen. Er habe 
gesagt, dass man die Regionalstrukturen bei 
Mehrgenerationenhäusern und bei den 
Freiwilligenagenturen ausbauen sollte. Gebe es 
angesichts dessen, was da im Moment nicht über 
diese Strukturen laufe, sondern, dass dann wieder 
alles quasi über ehrenamtliche Strukturen, er 
nenne es einmal so, und über private Strukturen 
laufe und wenn man dann sagen würde, das wolle 
man darüber auffangen, dann müsste man eine 
Vorstellung haben, über welche Ressourcen man 
da spreche, die man zur Verfügung stellen müsse. 
Gebe es in irgendeiner Art und Weise Studien 
darüber?  

Die stellv. Vorsitzende erklärt, noch einmal die 
Rolle zu wechseln und für die Fraktion DIE 
LINKE. die Fragen zu stellen.  

Man sehe zwar, dass konkret an Fällen mehr 
Spenden vielleicht gesammelt würden, aber sie 
glaube eben, diese Vereine und Organisationen 
und Verbände, die eigentlich eine konkrete, 
sichtbare, fühlbare persönliche Arbeit machten, 
das sei, glaube sie, in den letzten Jahren wirklich 
zurückgegangen. Und gerade in diesem Jahr werde 
es genau das große Problem sein. Alle 
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Abgeordneten hätten in ihren Sommertouren mit 
Verbänden und Organisationen zu tun gehabt und 
da sei auch angesprochen worden, dass keine 
Veranstaltungen stattfänden, dass kein Treffen 
stattfinden könne. Konkret so ein Zuschuss oder 
„Ich gebe da noch einmal mehr.“ aus dem 
Brainstorming heraus, dass man noch einmal eine 
Idee habe. All das, was vorher als Struktur da 
gewesen sei, sei durch den ersten Lockdown 
weggebrochen. Im Sommer seien viele auch damit 
beschäftigt gewesen, wieder ein stückweit 
zurückzuholen, was im Frühjahr kaputt gegangen 
sei. Daher von ihr noch einmal eine andere 
Nachfrage, die sie auch gar nicht konkret an eine 
Person stellen könne, denn auch bei den Hospizen 
seien es Sachen oder Personen, die vorher da 
gewesen seien. Sie frage, wenn Menschen, die 
heute oder in den letzten Wochen oder Monaten 
betroffen und auf der Suche seien, weil jemand 
ins Heim gehe, weil jemand ins Hospiz müsse und 
die Strukturen hier weg seien, sei das nur eine 
Momentaufnahme oder aus dem Umfeld heraus 
für jemanden, der eine Person in der Familie 
habe, dass im Moment die große Frage sei, wo 
denn das Ehrenamt sei, jemand, der ins 
Seniorenheim gehen und die Oma oder den Opa 
betreuen könne? Denn man selbst komme nicht 
hinein. Man gehe gerade wieder in den Lockdown 
rein und das seien wieder Heime, in die man 
nicht hinein komme. Das sei so. Wo habe man 
denn den Zugriff auf dieses Ehrenamt und diese 
Unterstützung? Gebe es nur an manchen Stellen 
Lücken oder sei das eine Sache, gerade auch jetzt 
weil Weihnachten, Silvester und Neujahr sei, ein 
riesen großes Problem, in das man gerade 
hineinsteuere?  

Insofern würde sie bei Abg. Stadler ergänzend 
sagen, es gebe überall positive Seiten und 
vielleicht kämen sie zurück. Aber, sie glaube, da 
liege gerade das Problem, dass eben auch 
eigentlich alle selbst mit betroffen seien. Sie 
glaube, es sei wichtig, dass die Abgeordneten da 
vielleicht von den Experten noch einmal diesen 
klaren Auftrag bekämen, was man im Frühjahr 
oder im neuen Jahr ganz konkret massiv da rein 
tun müsse, in diese Öffentlichkeitsarbeit. Denn sie 
sehe schon, dass es eine wahnsinnig schwierige 
Zeit sei, in die man sich hineinbewege. Die 
Angebote, die sonst da gewesen seien, sicherlich 
vielleicht da seien, aber für Menschen, die sie 

auch in Anspruch nehmen wollten, nicht sichtbar 
seien, weil die Digitalisierung nicht nur die Hürde 
derer im Altenheim sei, sondern auch derer, die 
gerade selbst Beratung brauchten.  

Sie sehe auch, vielleicht sei das aber auch nur 
ihre Ansicht und vielleicht könnten die 
Sachverständigen auch etwas dazu sagen, dass das 
Problem der Vereinsamung nicht nur die Person 
betreffe, die im Heim oder die Zuhause alleine sei, 
sondern es mache auch etwas mit einem bzw. es 
vereinsame auch derjenige, der ein 
Familienmitglied gerade nicht betreuen könne.  

Sie glaube, es mache auch ganz, ganz viel mit 
Kindern, mit jungen Menschen und mit Müttern. 
Auf die Mehrbelastung sei hingewiesen worden, 
dass sich nicht mehr um die gesunden Kinder 
gekümmert werden könne. Sie glaube, das sei 
gerade das Problem, dass auch alle selbst ein 
Problem hätten, mit dieser ganzen Situation 
umzugehen. Es würde sie interessieren, ob die 
Sachverständigen es auch sähen, dass es sich 
überall durchziehe. Welcher sei der ganz, ganz 
konkrete Auftrag für das neue Jahr, wenn es so sei, 
wirklich da ganz konkret und schnell etwas zu 
machen? 

Sie spreche nun wieder in ihrer Rolle als 
Vorsitzende.  

Die stellv. Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Christmann 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das 
Wort. Dort seien noch Fragen offen.  

Abg. Dr. Anna Christmann (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) will es ganz kurz machen. Sie bedankt 
sich ausdrücklich auch bei den Vertretern aus 
dem Palliativbereich, dass sie heute da seien und 
auch für den Einsatz in diesen schwierigen 
Zeiten. Es seien wichtige Punkte für die 
Unterstützung, die da natürlich notwendig sei, 
genannt worden, z. B. die entsprechende 
Ausstattung zur Verfügung zu stellen etc. Dass 
man nicht nur die hauptamtlichen Kräfte im Blick 
habe, sondern auch die Ehrenamtlichen, die da 
unterwegs seien, finde sie ganz wichtig.  

Ihre Frage richte sich aber eher noch einmal an 
Dr. Krimmer und betreffe generell das Ehrenamt. 
Wie sei die Einschätzung des 
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Jahressteuergesetzes? Da habe es auch einige 
Erleichterungen für das Ehrenamt gegeben. Ihre 
Frage wäre, wie da die Bewertung sei, ob das helfe 
und was es vielleicht darüber hinaus bräuchte. 

Die stellv. Vorsitzende leitet über zur 
Beantwortung der Fragen, mit der dieses Mal Prof. 
Dr. Winfried Hardinghaus beginne.  

Prof. Dr. Winfried Hardinghaus (Deutscher 
Hospiz und Palliativ Verband e. V.) möchte zuerst 
die Frage nach der Digitalisierung aus seiner Sicht 
im Bereich des Ehrenamtes und das 
Bürgerschaftlichen Engagements beantworten. Er 
überblicke in etwa den Hospiz- und 
Palliativbereich. Hier könne Digitalisierung 
natürlich helfen, Stichwort Videoclips, Stichwort 
Chats mit Betroffenen in der jetzigen Situation. 
Insbesondere, das sei angeschnitten worden, auch 
im Bereich der Ausbildung und Schulung. 
Weiterhin sei es insbesondere auch ein wichtiger 
Zukunftsaspekt, hier Ehrenamtliche per 
Digitalisierung zu beteiligen. Andererseits helfe 
die Digitalisierung auch nur begrenzt, denn das 
Entscheidende bei der Mitwirkung von 
Ehrenamtlichen sei die Begleitung. Hier übrigens, 
das sei von der AfD gefragt worden, in ganz 
breiten Phasen am Ende des Lebens. Das könne 
von der Mitteilung einer Diagnose bis zu den 
letzten Stunden reichen. Es seien ganz 
unterschiedliche Ansätze. Überall könnten 
Ehrenamtliche auch hilfreich sein und er denke, 
dass die Politik hier daran denken solle, das 
Ehrenamt zu fördern, dass die Digitalisierung 
natürlich aber nur begrenzt helfe und gerade Nähe 
und Emotionalität das alles Entscheidende sei. 
Die Wärme selbst, die menschliche Hand sei 
sicher digital nicht zu ersetzen. Aber immerhin es 
seien Hilfsinstrumente auch für die Zukunft, 
insbesondere für die Ausbildung  

Es sei noch gefragt worden, was man ganz konkret 
tun könne. Er sage immer wieder, das 
Impfproblem stehe für ihn jetzt vordringlich an 
allererster Stelle, dass ambulante Hospizdienste in 
der Reihenfolge der Impfungen priorisiert 
würden.  

Warum Ehrenamt nicht zurückkomme. Man 
könne nur weiter versuchen, das Ehrenamt zu 
stärken und man könne schwer die 

Ehrenamtlichen selbst stärken, außer in den 
Zusammenkünften, die noch möglich seien.  

Die Politiker/innen könnten auf ihre 
Einrichtungen in den Regionen hinwirken, dass 
sie nicht so früh dicht machten. Es sei gesagt 
worden, das müsse nach ihrer Erfahrung nicht 
immer sein, dass offen gehalten werden könnte, 
dass natürlich ausreichend Schutzmaterialien zur 
Verfügung stünden und dann noch Ehrenamtliche 
wieder in der Pflegeheime kommen könnten. Das 
halte er für wichtig.  

Die stellv. Vorsitzende gibt das Wort an Dr. Holger 
Krimmer.  

Dr. Holger Krimmer (ZiviZ) beginnt mit den 
Chancen von Corona. Zwei Punkte. Erstens 
Digitalisierung. Man habe viel darüber diskutiert. 
Was man die letzten Jahre in der Zivilgesellschaft 
beobachtet habe –man gehöre selber mit dazu, 
nicht, dass die Ausschussmitglieder es als eine 
Fremdbewertung wahrnähmen- sei eine Form von 
sektoralem Prokrastinieren; das Thema sei 
ausgesessen und vor sich hergeschoben worden. 
Das werde jetzt angegangen und die 
Erfolgserlebnisse seien relativ groß, auch in den 
Organisationen, auch wenn es für viele, Zitat aus 
dem Interview „eine kollektive Zumutung“ sei. 
Insofern würde er sagen, dass es eine große 
Chance sei und so sei vorhin auch sein Vorschlag 
gemeint gewesen, zu schauen, wie man das 
nachhaltig hinkriege, dass nicht alle wieder 
zurückrollten und das Digitale wieder seinließen, 
wenn das normale Vereinsleben möglich sei. 
Dann sei diese Chance genutzt.  

Zweite Chance, was gerade geschehe, also ganz 
direkt vor den Augen. Im April begannen Vereine 
Masken zu nähen, das Vereinsheim sei zur 
Pizzabude ausgebaut, die Pizza sei vom 
Radfahrclub ausgefahren worden. Es sei so viel 
geschehen, wo gesellschaftlicher Zusammenhalt 
praktiziert und auch erneuert worden sei und was 
auch einen Impuls für die Kommune gegeben 
habe. Es sei eine Chance gewesen, für die Art und 
Weise wie Kommune auch als lebenswert erfahren 
würde von den Bürger/innen, den Engagierten 
und den Mitgliedern. Insofern gebe es definitiv 
auch Chancen. Das finde er prima.  
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Aufwertung, in diesem Kontext auch das 
Jahressteuergesetzt. Er glaube, das Wichtigste bei 
dem Ernstnehmen von Zivilgesellschaft, von den 
Engagierten sei der Dialog auf Augenhöhe. 
Deswegen glaube er, ob da jetzt eine Kampagne 
laufe, ob noch einmal irgendwo -er wolle nicht 
läppisch über viel Geld sprechen- ein 
Förderprogramm komme oder nicht kommt, 
welches aber in der Breite sowieso nicht alles 
auffangen könne -die müssen kommen, nicht 
falsch verstehen- aber der entscheidende Punkt 
sei doch: Seien engagierte Stimmen, berechtigte 
und befähigte Akteure auch in politischen 
Aushandlungsprozessen in den 
Handlungsfeldern, in denen sie Ownership 
aufbauen und die Gesellschaft 
Selbstverantwortung übernehme? Und das seien 
sie vielfach nicht. Und so habe er auch vorhin das 
Thema Gipfel gemeint, als er gesagt habe, egal, wo 
das stattfinde, das Entscheidende sei hier, dass 
Dialog stattfinde und wechselseitige Abstimmung 
und Politik nicht nur wie in Sonntagsreden, die 
auch wichtig seien, über Engagierte spreche. Das 
sei ist eine ganz andere Form von Dialog, insofern 
ein Dialog auf Augenhöhe.  

Dann die konkrete Frage, wieviel Ressourcen 
möglicherweise für Infrastrukturen der 
dezentralen Beratung auf kommunaler Ebene. Er 
verstehe die Frage von Abg. Aggelidis, die 
unglaublich wichtig sei. Aber er glaube, man 
könne sie forschungsseitig momentan nicht 
beantworten. Man wisse von früheren 
Modellprogrammen FDAX, GÜF und so weiter, 
die seien immer über drei, vier Jahre mit einem 
Budget von vier bis sechs Millionen Euro in den 
Bundeshaushalt vom BMFSFJ eingestellt gewesen. 
Darunter werde es bestimmt nicht gehen, aber er 
glaube, die zentrale Frage sei, seien das 
Modellprogramme die alle Freiwilligenagenturen 
weiter machten. 

Abg. Grigorios Aggelidis (FDP) bittet, die 
Unterbrechung zu entschuldigen. Er wolle 
nachfragen, ob er richtig verstanden habe, dass Dr. 
Krimmer vier Millionen gesagt habe.  

Dr. Holger Krimmer (ZiviZ) antwortet, bei den 
FDAX, dem MGH-Bundesmodellprogramm 
(Mehrgenerationenhäuser), den 
generationsübergreifenden Freiwilligendiensten 

(GÜF), also Modellprogramme die zwischen 2008 
folgende gelaufen seien, seien es, wenn er das 
richtig in Erinnerung habe, in der 
Haushaltstitelgruppe 17, BMFSFJ, vier bis sechs 
Millionen Euro gewesen, die im jährlichen 
Haushalt eingestellt waren. Aber er wolle sich da 
nicht festlegen. Der entscheidende Punkt sei doch, 
ob man sage, das seien Bundesmodellprogramme 
die über Leuchttürme wirkten, wie zum Beispiel 
bei den GÜF. Dann würden 50 genommen, dort 
werde pilotiert, die bekommen viele Ressourcen 
und danach gehe es darum, zu schauen, wie 
skaliere man das in die Breite. Oder gehe es um 
Modellprogramme, bei denen man schaue, dass 
man eine niedrigschwellige Förderung möglichst 
in die Breite bekomme, sodass alle etwas tun 
könnten. Solche grundlegenden Designfragen, 
müsse man erst einmal beantworten können, 
bevor man irgendeine Ressourcenschätzung 
machen könne.  

Dann sei eine Frage auch zur Zusammenarbeit/ 
Kooperation Kommune-Hospiz an ihn gestellt 
wurden. Die würde er lieber an die Vertreter aus 
dem Bereich weitergeben. Das sei eine 
kompetentere Antwort. Er wolle sie jetzt gerade 
nur nicht ausschweigen. Er glaube, das seien alle 
Fragen an ihn gewesen. 

Die stellv. Vorsitzende dankt, Peter Johannsen 
mache weiter.  

Peter Johannsen (Hospiz Nordheide gGmbH) führt 
aus, die ehrenamtlichen Hilferinnen und Helfern 
digital zu erreichen, gehe nur mit Voraussetzung 
der Hardware und auch mit einer entsprechenden 
Schulung. Wie Prof. Hardinghaus schon gesagt 
habe, beginne Ehrenamt ungefähr ab 60 und es 
seien auch Leute dabei, die über 80 Jahre alt seien 
und da müsste die Bereitschaft erst einmal 
vorhanden sein und dann müsse man den 
Helferinnen das auch nahe bringen.  

Die nächste Frage sei gewesen, Ehrenamtliche 
jetzt neu zu gewinnen, wenn die Risikogruppe 
dem Ehrenamt nicht zur Verfügung stehe. Das sei 
in der Hospizarbeit seines Erachtens so nicht 
möglich. Man verhalte sich so, ambulant wie 
stationär, dass die Hospizhelfer eine Ausbildung 
durchlaufen müssten, bevor sie in die Begleitung 
gehen könnten. Er glaube, das sei bundesweit so. 
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Er könne sich nicht vorstellen, dass man jetzt 
irgendwo einen Aufruf mache: „Kommt ins 
Hospiz und macht eine Begleitung bei sterbenden 
schwerstkranken Menschen.“, ohne den 
Menschen überhaupt erst einmal zu kennen, ob er 
überhaupt dafür in Frage komme, das müsse auch 
entschieden werden und ohne ihm ein 
Handwerkzeug, ein Rüstzeug mit an die Hand zu 
geben.  

Das andere sei noch die Frage gewesen, wie man 
Ehrenamt wieder in die Einrichtung holen könne. 
Ja, es sei manchmal sehr schwer möglich. Man 
wisse im Moment bei diesem verschärften 
Lockdown ab morgen noch nicht, was jetzt 
passiere, er habe darüber noch nichts Genaues 
gelesen. Bekomme man wieder ein Besuchsverbot 
oder kriege man eine Beschränkung? Man sei auf 
jeden Fall noch so, dass man sage, man schränke 
schon die Anzahl der Besucher im Hospiz ein und 
man könne da, wo man einschränke, nicht 
vordringlich das Ehrenamt ins Haus holen. Die 
Angehörigen hätten selbstverständlich erste 
Priorität und wenn dann nur ein oder zwei 
Besucher da seien, dann könne man das Ehrenamt 
hinzu nehmen. Man mache das aus Selbstschutz, 
dass man sage, zum Beispiel fünf Personen 
könnten nacheinander zu Besuch kommen, aber 
man begrenze das, weil das Personal ja wirklich 
die Kontaktverfolgung machen müsse. Es müssten 
alle eingewiesen werden und müssten ihre 
Unterschriften leisten. Das sei auch Arbeitszeit 
und nicht zu vernachlässigen. Deswegen sei es da 
jetzt schwierig, da wo jetzt Besucher kämen, das 
Ehrenamt dann überhaupt dazu zu nehmen.  

Es sei weiter gefragt worden, warum 
Ehrenamtliche nicht zurückkämen. Man habe 
gerade in der Gruppe der hochbetagten 
Ehrenamtlichen einige Leute, die jetzt vielleicht 
schon länger überlegt hätten, ob sie irgendwann 
aufhörten. Da sei Corona jetzt das Sprungbrett, um 
zu sagen, man höre jetzt wirklich auf. Die 
bekomme man dann nicht zurück. Man habe dann 
aber auch keine neu Ausgebildeten mehr, weil 
man schon seit März nicht mehr ausbilden könne. 
Diese ganzen Schulungen liefen aufgrund der 
Kontaktbeschränkungen nicht. Und, wie er 
eingangs schon gesagt habe, habe man im Sommer 
einen Versuch gestartet. Man habe sonst immer 15 
Anmeldungen oder sogar 20 gehabt. Da seien jetzt 

noch zwei oder drei gekommen, wo ein Kursus 
dann nicht machbar gewesen sei. Dagegen komme 
man dann auch nicht an. In der Schulung könne 
er sich die Digitalisierung auch nur begrenzt 
vorstellen. Man fahre mit den Ehrenamtlichen, die 
in die Ausbildung gingen, in ein Beginn- und ein 
Abschlusswochenende und zwischendurch sei 
eben das Kennenlernen auch unbedingt 
notwendig, damit man auch den Menschen 
einschätzen könne, ob er für diese Aufgabe auch 
in Frage komme.  

Die stellv. Vorsitzende bittet um die Antworten 
von Markus Hofmann.  

Markus Hofmann (KiHo, Hannover) berichtet 
bezüglich der Motivation, dass jemand, der so 
eine Tätigkeit mache, grundsätzlich sehr 
intrinsisch motiviert sei. Das sei natürlich schön, 
wenn man eine Gruppe habe, mit der man sich 
austauschen könne, die auf Augenhöhe auch so 
etwas mache. Das mache auch Spaß, aber die 
Grundsätzlichkeit der Anerkennung sehe er hier 
in dem Fall eigentlich nicht, weil das Menschen 
seien, die so eine Tätigkeit ausübten, die eben von 
innen heraus das Bedürfnis hätten, anderen 
Menschen zu helfen. 

Die Digitalisierung, glaube er, helfe ihnen in dem 
Fall hier überhaupt nicht, weil es um Menschen 
gehe und immer, wenn es so extrem um 
Menschen gehe wie in diesem Fall, könne man 
das in keinster Weise digital machen. Man könne 
die Schulungen untereinander digital machen, 
aber das würde auch so ein bisschen den Sinn 
verfehlen. Also da sehe er keinen Mehrwert. 

Dann sei noch die Frage aufgekommen, wie die 
Zusammenarbeit zwischen Kommune und Hospiz 
sei. Das könne er ganz leicht sagen; es sei eine 
ganz kurze Antwort: Es gibt gar keine. Das sei 
bedauerlich. Deswegen sage er immer, die 
Öffentlichkeitarbeit sei so wichtig. Das mache 
man in Kinderkrankenhäusern zum Beispiel, um 
die Eltern vor Ort, wenn sie dann wirklich mit 
dieser schockierenden Nachricht konfrontiert 
würden, entsprechend zu informieren. Und man 
versuche, das natürlich auch in allen möglichen 
Sozialstätten der Stadt Hannover zu machen. 
Dann müsse man auch sagen, in seinem Bereich, 
hier die Region Hannover, gliedere sich das auch 
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in die Stadt Hannover und dann in die 
verschiedenen Orte drum herum, die miteinander 
auch nicht gut vernetzt seien und da habe man 
auch Schwierigkeiten, da einen Zugang zu finden. 
Also es sei doch länger geworden, als er gewollt 
habe, aber die Zusammenarbeit zwischen 
Kommunen und Hospizen oder dem Hospizdienst 
gebe es nicht.  

Dann habe er noch eine Frage von Abg. Höchst 
aufgeschrieben, bei der es darum gehe, wie viele 
sie normalerweise seien und wie viele es jetzt 
seien. Also normalerweise seien sie 35 
ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
und jetzt seien sie noch 23, weil die anderen in 
Anführungszeichen „pausieren.“ Und die 
Anfragen von Familien, das habe er eingangs 
schon gesagt, seien einfach so gut wie gar nicht 
mehr vorhanden.  

Die stellv. Vorsitzende dankt Markus Hofmann 
und gibt Dr. Rupert Graf Strachwitz das Wort.  

Dr. Rupert Graf Strachwitz (Maecenata Stiftung) 
konstatiert, er dürfe das gleich ein bisschen 
zusammenfassen.  

Wenn man davon ausgehe, dass 
bürgerschaftliches Engagement, das 
Zivilgesellschaft nicht nett sei, sondern wichtig 
und wenn man sich andererseits klar mache, dass 
dieses Engagement ja auch tatsächlich vorhanden 
sei und auch nicht wirklich abbröckle -es tue sich 
zur Zeit schwer an manchen Stellen, das habe 
man gehört, aber es bröckle nicht ab-, sondern die 
Menschen seien da und engagierten sich nach 
allen Möglichkeiten auch weiter, dann sollte man 
dem Bereich, wie man die Engagierten heranbilde, 
noch größere Aufmerksamkeit schenken. Das gelte 
für das Thema Digitalisierung. Er glaube, die 
Lernprozesse seien da etwas ganz, ganz Wichtiges. 
Alle hätten sie so ein Stück weit durchgemacht. Er 
hätte sich vor einem halben Jahr noch nicht 
vorstellen können, dass er so problemlos eine 
Zoom-Konferenz mitmachen und sogar 
moderieren könne. Er könne es inzwischen 
einigermaßen. Man stelle sich nicht vor, wie 
schwierig das oft sei, diese Lernprozesse in Gang 
zu setzen. Und da sollte man auch ein besonderes 
Augenmerk auf die Akteure in der 
Zivilgesellschaft richten und auf die Engagierten, 

die sowieso im Bildungsbereich unterwegs seien. 
Der zweitgrößte Bereich des Engagements sei der 
Bildungsbereich Elternvereine, 
Schulfördervereine, Bildungsträger natürlich auch 
und so weiter. Auf die komme eine sehr, sehr 
entscheidende und wichtige Aufgabe zu, in diesen 
Lernprozessen und Schulungsprozessen tätig zu 
werden. Sie würden in der Regel völlig 
ausgeblendet, über die spreche eigentlich 
niemand so recht und deswegen sollte man die an 
dieser Stelle ganz besonderes ernst nehmen.  

Sein zweiter Punkt betreffe noch einmal das 
Thema Spendenrückgang. Da müsse man im 
Moment noch mit Zahlen recht vorsichtig sein. 
Das sei, glaube er, noch ziemlich diffus und 
unterschiedlich. Man werde die volle Wucht erst 
im kommenden Jahr erleben, wenn die 
Einkommen zurückgingen, wenn die Gewinne bei 
den Unternahmen zurückgingen. Dann habe es die 
vollen Auswirkungen. Aber man dürfe auch nicht 
vergessen: Erstens sowieso, Geld sei nicht alles. 
Zweitens, gerade in dem wichtigen Bereich 
Bürgerrechte/Menschenrechte gebe es viele 
Organisationen und das habe man in der Studie 
nun auch sehr konkret erfahren, die sagten: „Und 
wenn es uns noch so dreckig geht, vom Staat 
nehmen wir kein Geld.“ und das sei eigentlich 
auch gesund. Also das sei nur gut, dass es auch 
solche Organisationen gebe. Er glaube, man werde 
sich da auch an einiges noch gewöhnen müssen.  

Viel wichtiger sei eben, und alle hätten es 
mehrfach gesagt, dieses Thema Wertschätzung. 
Nach wie vor sei es so. Er sei total dafür und 
schätze auch enorm die Menschen, die jetzt unter 
diesen Bedingungen im Supermarkt und 
anderswo arbeiten müssten und auch kein Home-
Office machen könnten. Dass sie wertgeschätzt, 
auch öffentlich wertgeschätzt würden sei total gut. 
Aber die vielen, vielen Ehrenamtlichen seien ja in 
der gleichen Situation. Dass die geschätzt würden, 
auch öffentlich geschätzt würden, höre man sehr, 
sehr viel weniger und da müsse in der Tat noch 
einiges passieren. Zur Wertschätzung gehöre nicht 
nur die Rede am Sonntag, sondern es gehöre auch 
das bewusste Einbeziehen in Strategiesitzungen, 
in Planungsprozesse und so weiter dazu. Man 
habe es jetzt erlebt bei zwei aktuellen 
Gesetzesvorhaben, wie wenig die Zivilgesellschaft 
in die Vorbereitung einbezogen worden sei. Das 
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sei natürlich das Jahrsteuergesetzt gewesen, das 
müsse man wieder einmal erwähnen und 
parallel… 

Abg. Svenja Stadler (SPD) wirft ein, auch die 
Engagementpolitiker seien nicht eingebunden 
worden. 

Dr. Rupert Graf Strachwitz (Maecenata Stiftung) 
erwidert, dann könne man miteinander kämpfen. 
Aber genau das Gleiche habe man bei der 
sogenannten „Stiftungsrechtsreform“, wo 
plötzlich ein Entwurf aus dem Justizministerium 
auf dem Tische liege, der nur blankes Entsetzen 
hervorgerufen habe. Also da könne man wirklich 
etwas tun, dass partizipative Prozesse eingeleitet 
würden und, dass Experten da miteinbezogen 
würden. 

Damit sei er schon bei den konkreten Forderungen 
an die Politik. Also partizipative Prozesse zu 
stärken, Nummer eins. Das Zweite sei bei 
gesetzlichen Maßnahmen/ 
Regulierungsmaßnahmen, die klarer Weise jetzt 
sehr vordringlich seien, wirklich auch zu gucken, 
was helfe der Zivilgesellschaft und nicht, wie es 
jetzt in der jüngsten Vergangenheit immer wieder 
passiert sei, wie kontrolliere man die besser. Das 
sei sehr oft der Ausgangspunkt der Überlegungen 
gewesen und das sei wirklich grundfalsch. Es 
müsste immer heißen, was helfe denn tatsächlich. 
Weil man sie brauche, nicht weil das auch nett sei 
und so, sondern weil man sie wirklich ganz 
dringend brauche. Das sei die konkrete Forderung.  

Etwas sehr konkretes sei natürlich noch immer 
wieder die Forderung nach Flexibilisierung. Das 
schönste Programm/Rettungsschirmprogramm 
nütze nichts, wenn zwar die Rechtsabteilung und 
sonstige Abteilungen großer 
Industrieunternehmen wunderbar damit umgehen 
könnten, der kleine Verein aber eben nicht damit 
umgehen könne. Der könne auch nicht, wenn er 
einen neuen Computer beschaffen müsse, wolle 
oder könne, dann könne er nicht ein 
Vergabeverfahren nach europäischem Recht 
durchführen. Er wisse überhaupt nicht, wie das 
gehe und deswegen müsse man da flexibilisieren 
und müsse schauen, dass die Hilfen wirklich von 
dem Ausgangspunkt ausgehen, was helfe.  

Abg. Ingrid Pahlmann (CDU/CSU) erklärt, sie 
habe keine Frage mehr, nur eine Anmerkung. Das 
habe sie eben ein bisschen herausgefordert, weil 
Dr. Graf Strachwitz gesagt habe, die finanziellen 
Sachen seien ja schön, aber nicht unbedingt so 
wichtig. Da müsse sie aus Erfahrung sagen, 
Hauptamt müsse natürlich finanziell ausgestattet 
werden und auch in der hospizlichen Begleitung 
brauche man neben den Ehrenamtlichen das 
Hauptamt. Das Hauptamt, das seien die einzigen, 
die von den Kassen finanziert würden. Von daher 
solle man die Finanzen nicht so ganz nach hinten 
schieben. Also, wie gesagt, nur Ehrenamt alleine 
losgelöst ohne Hauptamt sei auch gerade in der 
hospizlichen Begleitung ganz schwierig 
realisierbar.  

Dr. Rupert Graf Strachwitz (Maecenata Stiftung) 
entgegnet, er habe hoffentlich die Formulierung 
„nicht so wichtig“ sorgfältig vermieden. Er habe 
nur gesagt, das sei nicht alles.  

Die stellv. Vorsitzende dankt zum Abschluss allen 
Sachverständigen. Man sei am Ende des 
Fachgesprächs angelangt und habe mit 14:00 Uhr 
eine Punktlandung hingelegt. Sie dankt im Namen 
der Ausschussmitglieder noch einmal für die 
Statements, die Beantwortung der Fragen und 
auch für die übersandten Papiere. Die 
Präsentation von Dr. Krimmer werde dem 
Ausschuss noch zugeschickt und entsprechend an 
die Abgeordneten weitergeleitet.  

Sie dankt auch den Zuschauer/innen. Die 
Aufzeichnung der Sitzung werde später noch in 
der Mediathek abrufbar sein, sodass dann viele 
auch noch im Nachhinein noch einmal 
hineinschauen könnten.  

Viele Arbeitsaufträge habe man mitbekommen. 
Man kämpfe und arbeite weiter an vielen Dingen, 
die man in den letzten Monaten und Jahren auch 
gemacht haben.  

Sie wünscht abschließend allen eine besinnliche 
Adventsweihnachtzeit, diesmal erst recht viel, 
viel Kraft, dass alle gesund ins neue Jahr kommen 
und vielleicht sei das auch die Zeit zur 
Entschleunigung und um einmal Dinge zu tun, die 
man sonst nicht getan habe. Sie versuche immer 
zu werben, auch bei Kindern und jungen 
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Menschen gerade für Gesellschaftsspiele mit Oma 
und Opa. Vielleicht gebe es den einen oder 
anderen, der das mitnehme, weil man dort 
Gemeinsamkeit pflegen könne. Das eine oder 
andere gehe auch digital, wenn es die Möglichkeit 
gebe. Sie glaube für nächstes Jahr hätten alle ein 
ganz großes Hausaufgabenheft von den 
Sachverständigen mitbekommen, die sich 
ihrerseits aber auch selbst genug Aufgaben ins 
Heft schrieben. Die Ausschussmitglieder täten das 

auch. Sicherlich sehe man sich wieder, aber dann 
im neuen Jahr. Dankeschön. 

 

Tagesordnungspunkt 2 

Verschiedenes 

Keine Wortmeldungen.

 

Schluss der Sitzung: 14:03 Uhr 

 

 

Katrin Werner, MdB 

stellv. Vorsitzende 
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Ehrenamtliches und bürgerschaftliches Engagement 
in Zeiten der Corona-Pandemie 

 
Statement zum Fachgespräch des 

Unterausschusses Bürgerschaftliches Engagement des Deutschen Bundestages 
am 15. Dezember 2020 

 
 

In Krisen ist es die Zivilgesellschaft, die flexibel auf neue Herausforderungen 
reagiert und solidarischem Engagement einen Rahmen gibt. In der durch die 
Corona-Pandemie ausgelösten Krise haben zivilgesellschaftliche Akteurinnen und 
Akteure Hilfe für gefährdete Gruppen organisiert und die Umsetzung von 
Hygienemaßnahmen unterstützt. Nur ein Beispiel: Wenn es jetzt um die 
Einrichtung von Impfzentren geht, wenden sich die Behörden ganz 
selbstverständlich an die zivilgesellschaftlichen Sanitätsorganisationen und bitten 
sie, das organisieren zu helfen. 
 
Was staatlicherseits aber gern vergessen oder unterdrückt wird, ist, daß damit die 
Aufgabenstellung der Zivilgesellschaft nicht endet. Wie uns die aktuelle Situation 
in Belarus, Hongkong und anderswo anschaulich deutlich macht, gehören die 
aktive Verteidigung von Menschen- und Bürgerrechten, der Herrschaft des Rechts 
und der Demokratie ebenso zu ihren Aufgaben. In diesem Zusammenhang 
müssen auch in Deutschland autoritäre Auswüchse staatlicher Maßnahmen bei 
voller Anerkennung staatlicher Regelungsmacht und -notwendigkeit kontinuierlich 
und kritisch begleitet werden – gerade in besonderen Zeiten wie diesen. Diese 
Zeiten stellen eine doppelte Herausforderung dar: Während es einerseits um die 
schiere Existenz gehen kann, muß zugleich der gesellschaftspolitische Kompaß 
neu justiert werden. Konkretes Beispiel: Daß es lautstarke Demonstrationen für 
das hohe Gut der Versammlungsfreiheit gibt, mit denen ich nichts zu tun haben 
will, hätte ich mir vor wenigen Monaten nicht träumen lassen.   
 
Schließlich scheint mir eine weitere Kernaufgabe der Zivilgesellschaft überhaupt 
noch nicht wahrgenommen worden zu sein. In und infolge der Pandemie-Krise 
brechen freiwillige Gemeinschaften in hohem Maße zusammen. Sie aber sind das 
Rückgrat der Gesellschaft. Diese so bald als möglich neu aufzubauen, stellt eine 
monumentale Herausforderung für die Zivilgesellschaft dar, insbesondere für 
zahlreiche kleine, keinem Verband angeschlossene Vereine – vom Kegelclub bis 
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zum vielverspotteten Kaninchenzuchtverein. Auf ihre integrative und inkludierende 
Kraft sind wir mehr denn je angewiesen.  
 
Aber während über die Herausforderungen des Staates und der Wirtschaft 
ausführlich berichtet und der Wirtschaft vom Staat in großem Umfang Hilfe 
zugesichert wurde, wird die Zivilgesellschaft über weite Strecken in der öffentlichen 
Wahrnehmung und von der Agenda der politischen Verantwortlichen 
ausgeblendet. Zwar gibt es staatliche Hilfsangebote für die Zivilgesellschaft, die 
unter der Überschrift Rettungsschirm zusammengefasst werden können. Der 
Höhe nach bleiben die Hilfsangebote jedoch hinter denen für die Wirtschaft um 
Faktoren zurück. Ein prioritäres oder integriertes Konzept gibt es nicht. Schwierige 
Voraussetzungen, wie der Status der Steuerbegünstigung (Gemeinnützigkeit), das 
Vorweisen eines Geschäftsbetriebs oder die Zugehörigkeit zu Verbänden oder 
ähnlichen Zusammenschlüssen erschweren zudem den Zugang. Hinzu kommt, 
dass sich staatliche Hilfsangebote mit wenigen Ausnahmen ausschließlich an 
zivilgesellschaftliche Dienstleister richten.  Die Wächter- und 
Gemeinschaftsbildungsfunktionen werden nicht gesehen, die politische 
Mitwirkungsfunktion wird zurückgewiesen.  
 
Das spezifische Potenzial der Zivilgesellschaft, vor und nach der Pandemie zu 
Lösungen wirksam beitragen zu können, ist somit nur ungenügend erkannt. Die in 
meinem Institut im Sommer 2020 durchgeführte Studie hat dieses Potenzial, aber 
auch die Unterstützungsangebote und Bedarfe benannt. Zur Zeit läuft mit 
Unterstützung durch die Deutsche Stiftung Ehrenamt und Engagement eine zweite 
Studie, die die Ergebnisse mit Hilfe einer größeren Organisationsbefragung 
untermauern und im Licht der 2. Welle aktualisieren wird. 
 
Daraus erlaube ich mir, drei Appelle abzuleiten: 
1. Denken Sie nicht nur an Geld, sondern auch an das Potenzial und die Kraft der 

Zivilgesellschaft! 
2. Die kleinen, nicht verbandlich organisierten Bewegungen und Vereine 

verdienen ebensoviel Aufmerksamkeit wie die großen Verbände! 
3. Die zivilgesellschaftliche Funktion der Gemeinschaftsbildung verdient 

besondere Aufmerksamkeit! 

Zum Schluß ein Brückenschlag zur Debatte um das Jahressteuergesetz 2020, die 
letzte Woche ihren Abschluß gefunden hat: Respekt vor der zivilgesellschaftlichen 
Funktion der politischen Mitgestaltung ist Ausweis der Stärke eines 
demokratischen Gemeinwesens, Versuche, diese zu behindern sind Ausweis 
seiner Schwäche.  
 
________________________________________________________________ 
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Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild: 
 
1. Die staatlichen Hilfsangebote für die Zivilgesellschaft sind nicht zentral 

koordiniert und auf sehr viele unterschiedliche Bundes- und Landesbehörden 
verteilt.  

2. Sie sind fast ausschließlich finanzieller Natur und teilweise als 
Darlehensprogramme konzipiert, an denen zivilgesellschaftliche 
Organisationen nicht partizipieren können.  

3. Spezifische Voraussetzungen erschweren den Zugang zu staatlichen 
Hilfsangeboten.  

4. Der Wert zivilgesellschaftlichen Handelns und bürgerschaftlichen Handelns in 
den Funkti- onen der Gemeinschaftsbildung, der Wächteraufgaben und der 
politischen Mitgestaltung wurde nicht gesehen. Eine aktive Zivilgesellschaft ist 
jedoch in allen Funktionen für die Überwindung der Krise von herausragender 
Bedeutung.  

 
Die Erkenntnisse der sehr diversen Situation der Zivilgesellschaft sind hingegen 
wie folgt:  
1. Der vielfach befürchtete Rückgang an Spenden ist zwar bisher nur sehr bedingt 

eingetre- ten, doch wird mittelfristig nach wie vor mit erheblichen 
Spendenausfällen gerechnet.  

2. Förderungen und teilweise auch Leistungsverträge werden gegenwärtig 
fortgesetzt, es entsteht jedoch das Problem, dass Fördervereinbarungen 
oftmals nicht eingehalten wer- den können. Zudem besteht die Sorge, dass 
Förderungen zukünftig eingestellt oder reduziert werden.  

3. Insgesamt wird davon ausgegangen, dass finanzielle Auswirkungen der 
Pandemie, wenn sie nicht bereits jetzt sichtbar sind, mit einer Verzögerung von 
ein bis zwei Jahren eintreffen.  

4. Home-Office und die Verlagerung der Arbeit ins Digitale hat einen immensen 
Bedarf an Digitalisierung hervorgerufen, den gegenwärtig überwiegend die 
Zivilgesellschaft selbst bedient. Die Kosten für den digitalen Ausbau kann die 
Zivilgesellschaft jedoch nur begrenzt tragen.  

5. Die Beziehung zum Staat ist sehr unterschiedlich. Unabhängige 
zivilgesellschaftliche Organisationen lehnen auch in der Krise überwiegend 
staatliche finanzielle Hilfen ab.  

6. Befragte Akteurinnen und Akteure verlangen von der Zivilgesellschaft mehr 
Eigeninitiative und mehr Mut und fordern sie auf, nicht gleich nach dem Staat 
zu rufen.  

7. Der Mangel an Wertschätzung für die von der Zivilgesellschaft erbrachten 
Leistungen wird als großes Hindernis bei der Motivierung für verstärktes 
bürgerschaftliches Engagement gesehen.  

8. Gesundheitliche Risiken und Mehrbelastung erschweren ehrenamtliche 
Strukturen, die für zivilgesellschaftliche Organisationen elementar sind. Es 
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besteht die Sorge, dass viele bür- gerschaftlich Engagierte nach der Pandemie 
nicht zurückkehren.  

Daraus ergeben sich für die nächste Zukunft unter anderem folgende 
Konsequenzen:  
1. Die Zivilgesellschaft selbst muss lernen, ihre Potenziale, Herausforderungen 

und Bedarfe offensiver und stringenter darzustellen und an die Politik zu 
kommunizieren. Deshalb sollte der bisher nicht verbandlich verfasste Teil der 
Zivilgesellschaft erwägen, verstärkt Zusammenschlüsse oder Koalitionen zu 
bilden, um sprechfähige und mit Vertretungsmacht ausgestattete 
Gesprächspartner und -partnerinnen gegenüber staatlichen Stellen zu haben.  

2. Ein großer Bedarf wird von den Befragten hinsichtlich einer Verbesserung der 
Handlungsfähigkeit der Organisationen durch Flexibilisierung der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen (bspw. Rücklagenbildung) sowie Fördervereinbarungen 
gesehen.  

3. Gelder für Organisationsentwicklung, Digitalisierung und Fortbildungen 
müssen dringlichst in Hilfsprogrammen umgesetzt werden, an denen alle 
zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure partizipieren können.  

4. Zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure verfügen über wertvolle 
Expertise und über andere Kapazitäten, um Krisen wie die Corona-Pandemie 
zu bewältigen. Deshalb ist es geboten, sie verstärkt in die Konzeptionierung 
von Maßnahmen zur Überwindung der Krise einzubeziehen.  

5. Die gesellschaftlichen Auswirkungen der Covid-19-Pandemie sind bei weitem 
noch nicht in vollem Umfang absehbar. Aber klar ist schon heute, dass es eine 
Rückkehr zum status quo ante nicht geben wird. Dies betrifft auch die 
Zivilgesellschaft, die es nun zu unterstützen gilt.  

 
 
Berlin, 8. Dezember 2020 
 
gez. Dr. Rupert Graf Strachwitz 
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Thesen
Nachhaltigkeit sichern: 

Digitalisierungsprozesse in der ZG sind noch nicht nachhaltig 

Krise nach der Krise: 

Finanzelle Notlage der Zivilgesellschaft (ZG) wird wachsen 

Bedrohte Handlungsfähigkeit: 

Mehr politische Wahrnehmung der Zivilgesellschaft erforderlich

1

2

3
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ZIVIZ-FORSCHUNGSAKTIVITÄTEN IN DER CORONAKRISE

3

1.) Studie 2.) Erste Panelwelle 3.) Zweite Panelwelle

April-Juni September-Oktober November-Dezember

> 50 qualitative Interviews & 

Hintergrundgespräche 

n= 135, n=685

Explorative qualitative Studie 

Leitfadengestützte Interviews 

in den 10 größten 

Engagementbereichen

Follow-up Befragung 

Schwerpunkte: Wirksamkeit 

politischer Programme, 

Aktuelle Lage vor Ort, 

digitaler Wandel 

Follow-up Befragung

Schwerpunkte: Finanzierung, 

Bildung, Wirksamkeit 

politischer Programme 
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PARTNER UND FÖRDERER

4

Studie und Panel Ab zweiter Panelwelle 
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THESE 1) DIE KRISE NACH DER KRISE – FINANZIELLE NOTLAGE WIRD WACHSEN
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Hauptproblem in 2020: Einbrüche bei selbsterwirtschafteten Mittel

Betroffene: Bildungseinrichtungen, soziokulturelle Zentren, freie Bühnen u.a. im Bereich Kultur, 

große Sportvereine mit entgeltlichen Angeboten u.a. 

Mehrausgaben durch Kosten für Digitalisierung und Infektionsschutzmaßnahmen 

Krise nach der Krise 2021

• Wegfall von Unternehmensspenden an lokale Akteure in Sport und Kultur (Monitor 

Unternehmensengagement ab März 2021) 

• Einbrüche von Einnahme durch Mitgliedschaften durch Austritte

6
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7

THESE 2) UNKLARE NACHHALTIGKEIT VON DIGITALISIERUNGSBEMÜHUNGEN 

1,4

1,8

2,1

2,3

3,2

3,6

0 1 2 3 4

Beratung durch eine lokalen engagementfördernde
Einrichtung

finden keine Lösung und Beratung

Expertise von lokalen Unternehmen

verbandliche Beratungsangebote

eigene Expertise

private Netzwerke

Skala von 1 ‚stimme überhaupt

nicht zu‘ bis 5 ‚stimme voll und ganz zu
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Keine Beratungsinfrastrukturen

April/Mai: Sofortlösungen, Fahren auf Sicht (Hauptproblem Datenschutz und –sicherheit)

Aktuelles Problem: Future Skills (Software, Überblickswissen, Organisationskultur etc.) 

8

THESE 2) UNKLARE NACHHALTIGKEIT VON DIGITALISIERUNGSBEMÜHUNGEN 
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9

THESE 3) BEDROHTE HANDLUNGSFÄHIGKEIT 

70,9%
73,6%

68,6%

16,0% 14,9% 15,7%

0,0%

10,0%

20,0%

30,0%

40,0%

50,0%

60,0%

70,0%

80,0%

West Ost Stadtstaaten

Rot ‚trifft zu‘ & ‚trifft voll und ganz zu‘

Blau ‚trifft nicht zu‘ & ‚trifft überhaupt nicht zu‘
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10

THESE 3) BEDROHTE HANDLUNGSFÄHIGKEIT VON VEREINEN UND GESELLSCHAFT

Enormes informelles Engagement in und jenseits der organisierten Zivilgesellschaft zu Beginn der 

Krise – jetzt leichter Rückgang

Mittlerweile erste Austritte aus Vereinen 

Stärkung der Bindung von Engagierten und Mitgliedern an die Organisation als wahrgenommenes 

Hauptproblem von Führungskräften 

Sozialkapital: Vereine als Infrastrukturen für kollektives Handeln der Gesellschaft
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Finanzielle Notlage: Monitoring der Entwicklung und Soforthilfeprogramme fortführen 

Modellprogramm mit Einbindung von DSEE und engagementfördernden Einrichtungen zum Aufbau 

dezentraler Kompetenzen und Beratungskapazitäten zu Fragen der Digitalisierung 

Aufwertung von Zivilgesellschaft und Ihrer Rolle in der Coronakrise durch Regierungshandeln und –

kommunikation (z.B. analog BR-Initaitive 228/20) 

11

POLITISCHE EMPFEHLUNGEN 

online, 15. Dezember 2020 DEUTSCHER BUNDESTAG, UNTERAUSSCHUSS BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT 

Seite 48 von 59



12

VIELEN DANK

online, 15. Dezember 2020

Seite 49 von 59



KiHo ASB - Ambulanter Kinder-

und Jugendhospizdienst 

Hannover

15.12.2020 Sitzung des Unterausschusses 

„Bürgerschaftliches Engagement“
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Arbeitsinhalte

- Ambulante Begleitung, Unterstützung und Beratung von 

Familien mit schwerst-/ lebensverkürzend erkrankten Kindern 

und Jugendlichen

- Begleitung in Heimen und Wohngruppen

- Ausbildung Ehrenamtlicher (Befähigungskurs)

- Vermittlung weiterer Hilfen

- Öffentlichkeitsarbeit
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Das schwersterkrankte Kind

- Speziell ausgebildete Ehrenamtliche übernehmen die 

Begleitung vor Ort.

- Spazieren gehen, vorlesen, vorsingen, Hautkontakt…jede 

Begleitung ist anders und richtet sich an den jeweiligen 

Bedürfnissen und Fähigkeiten aus.

- In der Regel besuchen die Ehrenamtlichen ihr Begleitkind    

1x wöchentlich.

Seite 4
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Das Geschwisterkind

- Geschwisterkinder spüren die starke Belastung ihrer Eltern 

und neigen dazu, sich mit ihren Bedürfnissen zurückzuhalten.

- Die Eltern haben oft nicht mehr die Kraft und Zeit, die sie sich 

auch für die gesunden Kinder wünschen.

- Da ist es hilfreich einen Ansprechpartner aus dem KiHo-

Team zu haben: Zum Reden, zum Spielen, jemanden, der 

ganz individuell für das Geschwisterkind da ist. 

Seite 5
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Die Eltern

- leben in einer täglichen Ausnahmesituation

- Wissen manchmal gar nicht, wo ihnen noch der Kopf steht, 

vor lauter Ängsten und Sorgen.

- Oft muss das kranke Kind rund um die Uhr versorgt werden.

Seite 6
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Unser Angebot

- Entlastung

- Gesprächsangebote

- Beratung

- Begleitung im Alltag

- Trauerbegleitung

Seite 7
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Öffentlichkeitsarbeit

- Bekanntmachung unseres Dienstes

- Sensibilisierung für dieses Thema

- Anwerbung von Ehrenamtlichen

- Akquise von Spendern

Seite 8
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Finanzierung

- Spenden

- Förderung ambulanter Hospizdienste erfolgt nach § 39a II 

SGB V

- Für die Familien ist unser Angebot kostenfrei.

Seite 9
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KiHo ASB - Ambulanter Kinder-

und Jugendhospizdienst 

Hannover

Petersstr. 1-2

30165 Hannover

Telefon: 0511 35854-330

Kiho@asb-hannover.de

Koordinatorinnen: Brigitte Sudmann

Anke Schneider

kiho@asb-hannover.de
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